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„Dir Reue Weltk“
(wöchenklich erſcheinende
Anlerhalkungs Beilage)koſtet monaküg 10 Pfg.

Schriftleitung:
142/44. Jeruſprech. 1045

prechſtunde: werhkags vonh 12 h 1 Uhr mittags.

Halle (Saate), Dienstag, den 18. September 1917.
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für Palle und den Saalkreis, die Rreiſe Merſeburg Buerfurk, Delitzſch Bikterfeld,
wikkenberg Schweiniß, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkarksberga und die Mansfelder Kreiſe.

Deutſcher Heeresbericht.
(W. T. B.)Weſtlicher Kriegsſchauplatz.

Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht. Jn Flan-
dern wiederholten die Engländer auch geſtern ihre ſtarken
Fenerſtöße gegen einzelne Abſchnitte zwiſchen dem Houthonl-
ſter Wald und der Lys. Es fanden nur kleine Jnfanterie-
kämpfe ſtatt, bei denen die angreifenden engliſchen Abteilungen
durchweg zurückgeworfen wurden. Unſere Artillerie hat die
Bekämpfung der feindlichen Batterien mit voller Kraft wieder
aufgenommen. Zwiſchen dem La-Baſſée- Kanal und Lens,
fowie von der Somme bis an die Oiſe war die Gefechts-
tätigkeit lebhaft.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz. Beiderſeits der
Straße Laon- Soiſſons und auf dem rechten Maasufer
erreichte die Kampftätigkeit der Artillerien zeitweilig beträcht-
liche Stärke. An mehreren Stellen entwickelten ſich Vorfeld-
gefechte, die für uns günſtig verliefen.

Heeresgruppe Herzog Albrecht. Weſtlich von Apré-
mont brachten Sturmtrupps von einem Handſtreich gegen die
franzöſiſchen Stellungen eine Anzahl Gefangene zurück.

O Fran Berthold ſchoß wieder zwei Gegner im Luft
ampf ab.

Großes Hauptquartier, 18. Sept. 1917.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz
Jm Bogen um Luck, am Unterlauf des Zbrucz und in

den Bergen öſtlich des Beckens von Kezdivaſarhely zeigte
ſich der Feind rühriger als in letzter Zeit.

Bei der Heeresgruppe des Generalfeldmarſchalls v. Macken-
ſen führten die Rumänen weſtlich des Sereth nach ausgie-
biger Feuervorbereitung bei Varnita und Moncelul
mehrere Teilangriffe, die verluſtreich ſcheiterten. An der Rim-
nicul-Mündung wurden bei einem eigenen Unternehmen
Gefangene gemacht.

Mazedoniſche Front. Keine größeren Gefechtshand-
lungen.

I

Vom italieniſchen Kriegsſchanplatze wird berichtet: Wien,
17. September. Am Jſonzo tagsüber mehrfach lebhaftere Ar
tilleriekämpfe. Nach Einbruch der Dunkelheit ging der Feind
ſüdlich von Podlesce dreimal erfolglos zum Angriff über. Am
Nordweſthang des Monte San Gabriele brachten Hon-
red- Abteilungen bei einem Vorſtoß in die feindlichen Gräben
Gefangene und Maſchinengewehre ein.

Meldungen vom ABoot-Kriege.
Berlin, 17. September. Auf dem nördlichen Kriegsſchau-

platz wurden durch die Tätigkeit unſerer U-Boote neuerdings
17 000 Tonnen vernichtet. Unter den verſenkten Schiffen be-
fand ſich der bewaffnete engliſche Dampfer Sycamore mit
200 To. Stückqut. Das Stückgut, unter dem ſich nach Angabe
des gefangenen erſten Offiziers 970 Tonnen Kupfer befan-
den, hatte einen Wert von s Millionen Mark. Ein
anderer großer bewaffneter engliſcher Dampfer wurde aus
ſtarker Sicherung herausgeſchoſſen. (Amtlich.)

Japans Anteil am Krieg. Nach Telegrammen aus Waſſhing-
ton beabſichtigt Japan bei der Beurteilung der Frage über ſeine
ſtärkere Beteiligung am Kriege nicht irgendwelche beſonderen
Bedingungen zu ſtellen. Was Kiautſchau anbelangt, iſt Japan
der Anſicht, daß dieſe Frage nicht Gegenſtand von Verhand
lungen mit den Vereinigten Staaten ſein könne, ſondern vor
die Friedenskonferenz gehöre. Ueberhaupt betrachtet Japan
die Frage, betreffend ſeine Abſichten bezüglich Chinas als nicht
diskutabel vor Beendigung des Krieges. Das gleiche gilt auch
bezüglich des Schickſals der deutſchen Inſeln im Stillen Ozean,
die Japan beſetzt hält.

Die Friedensbewegung im engliſchen Heere.
Aus Kreiſen der ſozialiſtiſchen Labour Party wird der V. Z.

(über Amſterdam) mitgeteilt, daß unter den engliſchen
Fronttruppen ſozialiſtiſche Friedenskomi-tees gebildet worden ſind, die Propaganda gegen An-
nektionsbeſtrebungen machen und allgemeine Zu-
ſtimmung finden. Die Eroberungsziele Lloyd Georges
lröckeln, ſo beißt es, täglich mehr ab. Churchill wollte in
liberalen Verſammlungen einen Redefeldzug für die Annek-
lionen beginnen, er wurde aber von 16 Organiſationen
abgelehnt. ßer F Schwel Mel„Der Friede nicht mehr in großer Ferne. weizer Meldungen e London zufolge ſchreibt Mancheſter Guardian, daß

Premierminiſter Lloyd George in einer Erklärung dem
Vertreter der engliſchen Arbeiterpartei gegenüber ſich über die
Vorbedingungen für die Aufnahme von Friedensbeſprechungen
geäußert habe. Die wichtige Erklärung Lloyd Georges werde
in der Antwor!note Englands an den Papſt der Oeffentlichkeit
zur Kenntnis kommen. Es ſei die Meinung Lloyd Georges,
daß der Friede nicht mehrin weiter Ferneliege.

Die engliſchen Kolonien ſind auch kriegsmüde. Kopen-
wagen 17. September. Jn den engliſchen Kolonien nimmt
die Unzufriedenheit mit der langen Kriegsdauer immer
ſchärfere Formen an. In Sydnev fanden große Kundgebun-
gen ſtattt. die teilweiſe von den auſtraliſchen Frauen veranſtal-
et wurden Eine gewaltige Volksmenge plünderte Läden und
zriff ſchließlich die aufgebotene ſtarke Polizei mit Waffen an.
Zahlreiche Verhaftungen wurden vorgenommen. Jn Mel
ourne nahmen die Ausſchreitungen ebenfalls beträchtlichen
Umfang an. Die Teilnehmer an der Demonſtration verlangten
die ſofortige Zurückführung der auſtraliſchen
Truppen die gegenwärtig auf den aſiatiſchen, afrikaniſchen
und europäiſchen Kriegsſchauplätzen r er Dort

Amerikaniſches. HKopenhagen, 27. September. Socialewig echten t Bruchſtücke eines Briefes. der von
einem bervorragenden amerikaniſchen Bürger an den hieſigen
Geſchäftsführer der ſozialdemokratiſchen Partei gerichtet wurde.
Daraus iſt das Folgende beachtenswert: „Jch ſelbſt war ver
haftet und bin frei gegen Kaution, nur weil ich verſuchte, zu
veweiſen, daß die Vereinigten Staaten in den Krieg eingetreten
ind um zu verhindern daß die alliierten Mächte und beſon
bers die Banykwelt in Wallſtreet (dem Börſenviertel) beim
Ultimo (bei der Abrechnung) fallit gehen.

Polen.
Zur neueſten Verfügung der deutſchen und öſterreichiſchen

Regierung über die Polen ſkreibt die Leipziger Volkszeitung:
Wir wiſſen nicht. wie dieſe neue Proklamation der Mon-

archen Deutſchlands und Oeſterreichs in Polen aufgenommen
werden wird. Die Proklamation vom 5. November 1916
iſt bekanntlich von der polniſchen Bevölkerung mit Jubel
aufgenommen worden. Aber dieſem Jubel folgte bald die
Enttäuſchung, der Enttäuſchung die Kritik, und der Kritik
die Gegnerſchaft gegen das Syſtem der Okkupationsmächte,
die ihren Höhepunkt erreichte in der letzten Kriſe, die zum
Rücktritt des polniſchen Stantsrates geführt hat. Dieſe
Kriſe iſt bisher noch nicht beendet, und es iſt mindeſtens

gsweifelhaſt, ob das Patent vom 12. September die endgültige
Löſung dieſer Kriſe darſtellen wird, trotz der ſchon im voraus
abgegebenen Verſicherungen der deutſchen und der öſter-
reichiſchen Preſſe. Nicht nur, daß dies Patent die Wünſche
ſtarker volniſcher Parteien nach der Schaffung einer Volks-
vertretung in Polen unbeachtet läßt, gibt es keinen Ausweg
zur Löſung des Konfliftes, der die letzte Urſache der noch
nicht veendeten Kriſe geweſen iſt.

Dieſe Urſache beſteht in einem Gegenſatze der An-
ſichten über die Haltung Polens nach außen
hin der ſich nach dem Siege der ruſſiſchen Revolution zwi-
ſchen den Okkupationsmächten und der übergroßen Mehrheit
des polniſchen Volkes heransgebildet hat. Während nach dem
Sturze des Zarismus in Rußland das polniſche Volk keine
Urſache mehr zum Kambvfe gegen Rußland ſah, kam die An-
ſicht der Zentralmächte über die Haltung Polens nach außen
zum Ausdruck in der Entſendung der Kadres der polniſchen
Legionen an die öſterreichiſchungariſche Kampfſront. Wäh-
rend alſo die polniſche Bevölkerung und mit ihr der zurück-
getretene polniſche Stagatsrat eine Neutralitätspolitik ver-
ſolgen wollten, verlangten die Zentralmächte entſchiedene Partei-
nahme.

Die Regierungen der Zentralmächte ſind von dieſem Ver-
langen in dem Patent vom 12. September nicht abgegangen.
Die Nordddentſche Allgemeine Zeitung ſchreibt in einem Artikel
über den Ausban des polniſchen Staatsweſens über die Auf-
gaben der in die neue Regierung zu berufenden polniſchen
Staatsmänner:

„Nur wenn ſie den polniſchen Staat auf die Bahn feſter
nachbarlicher Gemeinſchaft mit den Staaten der Mittelmächte,
die durch die heldenbaften Taten ihrer Heere die Grundlage für
dieſen Staat geſchaffen haben, leiten, wird aus dem Akt vom
5. November 1916 und dem Patent vom 12. September 1917
Glück und Segen für Kongreßpolen erwachſen.“

Das Patent der Zentralmächte ſchließt alſo wohl die Kriſe
formell, indem es an die Stelle des zurückgetretenen Staatsrates
eine neue polniſche Regierung ſetzt. Die ſachlichen Differenzen
ſind damit nicht aus der Welt geſchafft und es iſt ſehr fraglich,
ob die Polen über dem, was ihnen die Zentralmächte jetzt bieten,
die ſachlichen Differenzen vergeſſen werden. Nicht wenig wird
von der Auswahl der Perſonen abhängen, die von den Mon-
archen der Mittelmächte in die volniſche Regierung berufen
werden. Die Ramen konſervativer Politiker, die jetzt gerücht-
weiſe genannt werden, würden der neuen Regierung das ein
beitliche Vertrauen der polniſchen Bevölkerung nicht gewähr-
leiſten.

Das Patent vom 12. September bedarf aber außerdem
noch dringend der Beurteilung vom Standpunkt der
Demokratie aus. Die neue Regierung wird von den
entralmächten oktroyiert. Sie wächſt nicht hervor aus demKerleaken und aus der Wahl des polniſchen Volkes. Die

Zentralmächte halen von vornherein die monarchiſche Regie
rungsform für Polen feſtgelegt, obgleich es unter den heutigen
Verhältniſſen keineswegs eine Selbſtverſtändlichkeit iſt, daß die
monarchiſche Regierungsform für ernen neu ins Leben tretenden
Staat die beſte und dem Willen der Bevölkerung entſprechendſte
iſt. Die ſtaatliche Neuordnung- wie ſie die Zentralmächte für
Polen anordnen, iſt weit entfernt von jeder Demokraiie. Die
Proklamation, die Wilhela II. an den Generalgonverneur in
Warſchau gerichtet hat, läßt keinen Zweifel darüber, daß an die
Einfithrung eines gleichen Wahlrechtes in Polen nickt gedacht iſt.
Es heißt darin, daß es der harre Kriegszuſtand noch nicht ge-
ſtatte, daß eine aus allgemeinen und unmittelbaren
Wahlen hervorgegangene Volksvertretung ihre Beratung auf-
nehme. Vom gleheichen Wahlrecht iſt alſo nicht die Rede.

Das hat ſeine Bedentung zun irhſt für die polniſ ch e Demo
kratie. Darüber hinaus aber iſt es eine Angelegenheit, die die
geſpannteſte Aufmerkſamkeit der Demokratie
überhaupt erfordert. Die Neuordnung des polniſchen
Staatsweſens in nicht-demokratiſchem Sinne berührt vor allem
die Jntereſſen der Demokratie in den Ländern, die Polen eine
neue Verfaſſung oktrohieren. Jm Augenblicke, wo eine ſtarke
demokratiſche Welle über die ganze Welt hinweggeht, wo die
Demokratie in Deutſchland die Neuordnung der verfaſſungs-
mäßigen Zuſtände im Reich, wie in den Bundesſtagaten, wie in
den Gemeinden fordert, ordnen die Regierungen der Zentral-
mächte für Polen die Schaffung monarchiſcher Einrichtungen
an, die mit der Demokratie nicht vereinbar ſind. Das iſt eine
Erſchwerung der Aufgaben der Demokratie in den Ländern der
Zentralmächte, wie in der ganzen Welt. Es iſt zugleich eine
Kundgebung der Regierungen der Zentralmächte gegen dieſedemokegtiſche Bewegung Schon die Tatſache, daß die Oktroy-
jerung der ſtaatlichen Einrichtungen Polens erfolgt iſt durch
die Regierungen Deuſchlands und OeſterreichUngarns ohne
daß die Volksvertretungen der Zentralmächte dabei beteiligt
wären, gibt dem Patent vom 12. September eine antidemo-
kratiſche Tendenz.Die Regierungen der Zentralmächte haben feierlich ver
prochen, Polen die Freiheit zu bringen Freiheit aber
eute gleichbedeutend mit Demokratie. Die Regierungen der

Zentralmächte hätten jetzt eine Gelegenheit gehabt, um der
ganzen Welt zu zeigen, daß auch ſie den Willen der Völker
reſpektieren, daß auch ſie zur Abkehr von einem Regierungs
ſyſtem gewillt ſind, das die Entſcheidung über das Wohl und

Wehe der Völker in die Hände Weniger legt. Sie hätten
durch die Tat ein Bekenntnis zum Selbſtbeſtimmungsrecht der
Völker ablegen können, das Herrn Wilſon hätte beſchämen
müſſen. Statt deſſen haben ſie gezeigt, daß ſie ſeſthalten an
dem alten Shſtem, das in Deutſchland und Oeſterreich von der
Demokratie auf das ſchärfſte bekämpft wird. Die DTemokratie
wird aus dieſer Haltung die Folgerungen zu ziehen haben.

Die Frankfurter Zeitung ſagt: „Aber auch das
deutſche Volk hat ein ureigenes Jntereſſe daran, daß das künf-
tige Königreich freiheitlich aufgebaut wird, damit es
lebensfähig ſei und damit nicht von außen her ein vergiftender
Einfluß den Körver des Reichs ſchädige. Jeder politiſche Schritt
im Königreich Polen hat Rückwirkungen in Preußen,
hie die ernſteſte Aufmerfſamkeit unſerer Politiker erheiſchen.
Wenn der Reichstag wieder zuſammentritt, findet er eine
neue Wendung der volniſchen Frage vor, die aber keineswegs
ſein Recht und ſeine Pflicht beeinträchtigen kann, ſich
ſelber um dieſe Dinge zu kümmern. Der Staat, der
im Oſten unſerer Grenzen erſtehen ſoll, wird vielleicht die
wichtigſte Neuſchöpfung ſein, die in Europa aus dem Kriege
hervorgeht. Er kann und darf nicht nur das Werk einer
Obrigkeit bleiben.“

„Verzicht“ auf Belgien.
Die jüngſt aufgetretenen Gerückte von einem engliſchen Frie-

densangebot bereiten der annektioniſtiſchen Deutſchen Tages-
zeitung beſonders deshalb großes Unbehagen, weil ſie einen
deutſchen „Verzicht auf Belgien“, d. h. die Wiederherſtellung des
belgiſchen Königreiches, glaubt damit in Verbindung bringen
zu können. Es wird da behauptet, daß „die Gerüchte eines
derartigen deutſchen Verzichtes ſich in letzter Zeit verdichtet“
hätten. Dann aber heißt es:

„Sollte es wahr ſein, daß die deutſche Regierung die Preis-
abe Belgiens bereits beſchloſſen hätte, ſo wäre die Ver-
ümmerung des Deutſchen Reiches beſiegelt

und die Engländer hätten recht mit ibrem Worte gehabt, die
Deutſchen würden wohl Schlachten gewinnen, England aber
den Krieg. In der Löſung des belgiſchen Problems liegt in
der Tat die Zukunft des Dentſchen Reiches einge-
ſchloſſen. Das iſt in keiner Hinſicht eine Uebertreibung.“

Jn der Montagsnummer derſelben Zeitung wird dieſe
„große Gefahr“ aufs neue an die Wand gemalt und eine ſchleu-
nige Aufklärung verlangt, die „angeſichts des Wachſens der
ohnehin beſtehenden ſtarken Unruhe in der Bevölkerung“ be-
ſonders nötig ſei. „Die Gerüchte, die Reichsregierung habe auf
Oberherrſchaft und eine tatſächliche Kontrolle über Gebiet und
Bevölkerung des früheren Königreiches Belgien verzichtet,
nehmen immer beſtimmtere Formen an. Es heißt, daß in der
vergangenen Woche von den maßgebenden Faktoren ein dahin-
gehender Beſchluß in Gegenwart des Deutſchen Kaiſers
gefaßt worden ſei.“

Mit Recht darf man darauf geſpannt ſein, ob und wie die ge
wünſchte Aufklärung gegeben wird. Die erwähnte klare, un-
zweideutige Stellungnahme zur belgiſchen Frage haben wir von
jeher verlangt. Fiele ſie ſo aus, wie die Annektioniſten es „be-
h ſern ſo würden wir ſie als die erſte greifbare Friedensaus-
icht freudig begrüßen
Die rechtsſtehende Stampferſche Parteikorreſpon-

den z will ſehr viel und Sicheres über die Regierung wiſſen; ſie
plaudert zur ſelben Frage:

„Wenn in der Antwortnote an den Papſt Belgien nicht be-
ſonders erwähnt ſein ſollte, ſo wäre das vielleicht auf die Auf-
faſſung der deutſchen Regierung zurückzuführen, daß nicht ein-
ſeitige, ſondern beiderſeitigeWiederherſtellungen notwendig ſeien.
Deutſchland wünſcht die Wiederherſtellung ſeines Kolonialbeſitzes,
vor allem die Wiederherſtellung ſeiner früheren Freiheit, mit allen
Ländern der Welt in friedlichem Austauſche zu ſtehen, Rohſtoffe
einführen und Waren ausführen S können. Die Regierung
dürfte ſich möglicherweiſe auf den Standpunkt ſtellen, daß letzte
Worte von beiden Seiten zugleich ausgeſprochen werden müßten.
Ein ſolcher Standpunkt ſchlöſſe den Verzicht auf Belgien in
ſich. Wir für unſeren Teil bezweifeln die Richtigkeit dieſer
ſogenannten Fauſtpfandtheorie, nach der Deutſchland ſeinen
Verzicht auf Belgien nur unter beſtimmten Vorausſetzungen
ausſprechen darf. Deutſchland hat, um Zugeſtändniſſe zu er-
langen, noch andere Mittel in der Hand, als den vorläufigen
militäriſchen Beſig Belgiens. Seine Zuſtimmung zu einem
Friedensvertrag, der durch internationale
Rechtsgarantien geſichert iſt und die Möglichkeit der Ab-
rüſt ung mit ſich bringt, iſt eine Gegenleiſtung von ſo Pergl
tigem Gewicht, daß die Gegner bereit ſein werden, für ſie die
Wiederherſtellung des deutſchen Kolonialbeſitzes und dergeut-
ſchen Wirtſchaftsfeeiheit zuzugeſtehen. Es liegt aber i der
Logik der Dinge ſelbſt, daß ein Staat auf einen dauernd ge
ſicherten Frieden nur dann eingehen kann, wenn ihn dieſer
Frieden nicht in eine unerträgliche und demütigende Lage
bringt. Dieſer dauernde Frieden, der das Ziel aller Völker iſt,
kann nur durch e Wiederherſtellungen erreicht wer-
den. Mag man nun zur Fanſtpfandtheorie wie immer ſtehen,
jedenfalls beſagt ſie in ihrer Anwendung auf Belgien, daß
Deutſchland an eine Vernichtung der belgiſchen Selbſtändigkeit
nicht denkt. Das muß ſich deſto klarer herausſtellen, je
näher die diplomatiſche Fühlungnahme zwiſchen den beiden
Lagern wirkt und je mehr ſie ſich dem Stadium der eigentlichen
Verhandlungen nähert. Jn dem Augenblick, in dem die deutſche
Regierung die Sicherheit beſäße, daß England auf eine Annek-
tion der deutſchen Kolonien und auf den Wirtſchaftskrieg nach
dem Kriege verzichtet, würde für ſie auch nicht der allergeringſte
Crund mehr beſtehen, mit der Erklärung zurückzuhalten, daßſie zur vollſtändigen VWiederherſte lung der
Selbſtändigkeit Belgiens bereit ſei. Es iſt anzu-nehmen, daß man über dieſen Stand der Dinge im Vatikan
vollkommen unterrichtet iſt und daß man dort darum bemüht ſein
wird, eine gleichzeitige Erklärung Englands und Deutſchlands
herbeiznführen, daß jenes auf Eroberungen deutſchen Kolonial
landes und auf den Wirtſchaftskrieg, dieſes auf jede Antaſtung
der belgiſchen Selbſtändigkeit verzichtet. Ob dieſe Bemühungen



von Trfolg gert ſein würden,
ierungsſtellen ſcheint man in dieſer Beziehung die zuver
ichtlichſten Erwartungen zu hegen, wie aus bekonnten Erklärung des Herrn V Bicheelis an das Bahnhofs

Publikum in Stuttgart (daß der Frieden noch in dieſem Jahre
zu erwarten ſei) hervorgeht. Einſtweilen wird man hoffen
müſſen, daß dieſe Erwarküngen nicht trügen. Und erſt, wenn ſie
fehlſchlagen ſollten, wird es Zeit ſein, die Methode, von der die
deutſche Regierung den Erfolg erwartet, auf ihre Richtigkeit
nachzuprüfen.“

Die Köln. Volkszeitung das führende rheiniſche Zentrums
blatt ſchreibt „Auch uns ſind Mitteilungen zugegangen, daß in
der letzten Woche die Entſcheidung über Belgien in england
freundlichem Sinne gefallen ſei.“ Unter „englandfreundlich“
verbirgt das Zentrunisblatt ſeine Wünſche, die Entſcheidung
möchte lieber im „deutſchfreundlichen“ (annektioniſtiſchen)
Sinne gefallen ſein.

Und die J. K., die noch viel vertrauter mit der deutſchen
Regierung ſein will, ſagt:

„Die feindlichen Staatsmänner redeten ihren Völkern ein,
das Votum des Reichstages (Verzicht auf Eroberungen) habe
nichts zu bedeuten, und die allein maßgebende deutſche Regie-rung ſchweige! Da dieſe Verhebung von den Alldeutſchen eifrig

unterſtützt wurde, iſt die Regierung nunmehr gezwungen, kon-
kret (beſtimmt) zu reden. Dazu mußten die maßgebenden
Männer der Reichsregierung ſich erſt untereinander darüber
einigen, was ſie für die Wahrung des deutſchen Landes und
der deutſchen Entwicklungsfreiheit in der Zukunft für unent-
behrlich hielten. Dieſe Verſtändigung iſt erfolgt,
und das Tobsn der Alldeutſchen zeigt, daß ſie ganz im Sinne
des Reichstagsbeſchluſſes vom 19. Juli ausgefallen ſein muß.
Die Antwortnote an den Papſt wird darüber eine gewiſſe Klar-
heit ſchaffen. Eine vollſtändige allerdings ſchwerlich, da ſie in
der gewundenen und vorſichtigen Diplomatenſprache
abgefaßt iſt. Sachlich aber wird bald kein Zweifel mehr dar
über beſtehen, daß die deutſche Regierung ankeiner
Forderungfeſthalten will, die irgendwie als Ver
gewaltigung Belgiens erſcheinen könnte.Alles wird dann darauf ankommen daß dieſe Stellungnahme
den Völkern des feindlichen Auslands ſo geſchickt und nach-
drücklich zum Bewußtſein gebracht wird, daß jede Verdrehungs-
kunſt der Lloyd George und Ribot daran ſcheitert.“

Wenn das alles wahr iſt, müßte man erwarten, daß die
Regierung endlich ihre Stellung zur Frage Belgien klar und
eindeutig kundgäbe.

Erzberger über den Frieden.
Nach einem Bericht der Berliner Preſſe hat in zwei am Sonn-

tag in Biberach abgehaltenen überfüllten öffentlichen Ver
ſammlungen Reichstagsabgeordneter Erzberger über die
politiſche Lage und insbeſondere über die Friedens- Reſolution
des Reichstages geſprochen. Er lobte natürlich die Reſolution
über alle Maßen und nannte ſie die Weltfriedenswelle,
die wir jetzt erlebten. Die Grundlage des Friedens müßte
ſein, daß keine Vergewaltigung irgendwelcher
Nation vor ſich gehen dürfe. Ganze Völker zu unterdrücken,
ſei unmöglich. Mit Recht habe der Heilige Vater in ſeiner er
habenen Kundgebung geſagt: „Die Völker ſterben nicht.“ Jn
den weiteren Ausführungen kam Erzberger auf die Friedens-
note des Papſtes zu ſprechen und teilte mit, daß die Antwort
der deutſchen Regierung auf die väpſtliche Friedensnote am
Sonnabend dem päpſtlichen Nuntius in München zur
Weitergabe an den Papſt überreicht worden ſei. Durch einen
beſonderen Kurier würde die deutſche Antwort nach Rom ge
langen und dann am nächſten Sonntag gleichzeitig in
Rom und Berlin veröffentlicht werden. „Wir gehen mit großen
Schritten einem gerechten, dauerhaften Frieden entgegen, einem
Weltfrieden, der aufgebaut ſein wird auf der Baſis der Frie
dens- Reſolution des Reichstages vom 19. Juli.“ Der Redner
behandelte ſodann noch die belgiſche Frage, den Ausbau des
polniſchen Staatsweſens und hob hervor, daß wir vorausſicht
lich auch ein unabhängiges Litauen erbauen wer-
den. Die Konturen des gerechten Friedens höben ſich immer
deutlicher von der Geſamtlage ab. Die Reden Erzbergers
fanden bei beiden Verſammlungen ſtürmiſchen Beifall.

Eine Meldung aus Berlin beſagt: Die Angaben, daß
Staatsſekretär v. Kühlmann die deutſche Antwortnote an den
Papſt dem pävpſtlichen Geſandten in München bereits überreicht
habe, entſprechen nicht den Tatſachen.

Stockholm.
Das Manifeſt des Komitees.

Stockholm, 16. September. Das Manifeſt des Komitees
der Stockholmer Konferenz erklärt zunächſt die Situation, wie
ſie ſich nach der Rückkehr der ruſſiſchen Delegierten aus den
Ländern der weſtlichen Entente darſtellt; es beginnt wörtlich:

„Das Komitee erklärt zunächſt auf das Entſchiedenſte, daß
der Plan, nach Stockholm eine internationale Sozialiſten- und
Arbeiterkonferenz einzuberufen, nicht aufgegeben iſt und nicht
aufgegeben wird. H Hätte die engliſche und franzöſiſche Delega-
tion ihre Päſſe erhalten, ſo hätte die Konferenz am 9. Sep-
tember ſtattgefunden. Sie wird ſtattfinden, ſobald die Paß-
frage geregelt iſt und das Datum wird dann unverzüglich feſt
geſetzt werden.“

Das Manifeſt weiſt auf die von den ruſſiſchen Delegierten in
England, Frankreich und Jtalien wahrgenommene Anhäng-
lichkeit der Arbeiter klaſſe an die Jdee von
Stockholm hin und auf die in allen Schichten wachſende Be
wegung für eine gemeinſame Aktion zugunſten eines gerechten
dauernden Friedens. Das Manifeſt fährt fort: „Eine brutale
Paverweigerung, die der offenbare Reflex einer wachſenden
Reaktion iſt, kann das Proletariat nicht aufhalten. Darum
avppellieren wir an die Arbeiter, Frankreichs,
Jtaliens, Großbritanniens und der Vereinig-
ten Staaten ſich nicht das elementare Recht eines freien
Meinungaustauſches nehmen zu laſſen.“

Die Kundgebung ſchildert weiter die gegneriſchen Manöver.
Die Gegner benützten, um auf die Maſſen einzuwirken, ſogar
nicht exiſtierende Dokument e. Ueberall mißbrauchte
man das Poſt- und Telegraphenmonopol, um unſere Erklärun-
gen zurückzuhalten und zu fälſchen. Dieſe Manöver
ſeien aber mißglückt und der Wille der Arbeiterklaſſe bleibe un-
erſchüttert. Die Londoner Konferenz ergab eine Rieſenmehr-
heit für Stockholm. Ein Vergleich zwiſchen den Beſchlüſſen
von Macheſter, wo eine Dreiviertelmehrheit gegen Stockholm
war, mit der Reſolution von Blackpool, die das Stockholmer
Prinzip ſozuſagen ohne Gegner anerkannte, berechtigt das
Komitee, ſich zu dieſer Entwicklung zu beqlückwünſchen. Das
Manifeſt verweiſt auf den engen Zuſammenhang des Schijck
ſals von Stockholm mit dem der ruſſiſchen Revolution, wobet
ein Seitenhieh auf die Unklugen fällt, die durch ein bedauerliches
Verhalten die Konterrevolution geſtärkt hätten. Den ruſſiſchen
Genoſſen wird zugleich mit der Bewunderung ihrer Haltung
der Wunſch n 1 ſie mögen ſich zur Verteidigung des

volutionären Rußlands einigen.ren Manifeſt fährt fort: „Die Arbeiterklaſſe aller Länder
wird ſicherlich den Treibereien der internatio-
nalen Reaktion Widerſtand leiſten, die ſchon den Beſtre-
bungen der ruſſiſchen Gegenxrevolution Beifall klatſcht Wir
ſprechen zugleich die feſte Hoffnung aus, daß die Sozialiſten
Deutſchlands und Oeſterreichs ihre Pflicht als Sozialiſten er-
füllen und gegen jedes Projekt und jede Taktik proteſtieren wer-
den, welche verſuchen ſollte, die Revolution zu untergraben und
Deutſchland zu Mitſchuldigen der Gegenrevolution zu machen.
Die Stockholm anhängenden Parteien werden angeſichts dieſer
Ereigniſſe begreifen, daß es uns unmöglich iſt. im Augenblick
auf das Telegramm der franzöſiſchen Sozialiſtenpartei, die
uns völlige Handlungsfreiheit ließ, und auf den Brief der ſo-
zicl demokratiſchen Parteien Oeſterreichs und Deutſchlands, die

ſteht dahin. An deutſchen Re

n aon ruhig und entſchieden fortzuſetzen. Es wird bald die
geſammelten Denkſchriften, die von den r rrir tParteien eingereicht ſind, nebſt einem Generalbericht
publizieren, der ein objektives Expoſé der von allen Organiſa
tionen erhobenen Fragen ſein wird. Endlich beſchloß das
Komitee, falls die betreffenden Organiſationen es wünſchen,
zu einer neuen Alliierten- Konferenz ſowie zu jeder anderen
von den angeſchloſſenen Parteien organiſierten Konferenz
einige Mitglieder zur Berichterſtattung abzuordnen. Stock
holm, ſagt das Manifeſt, iſt nur eine Etappe auf dem Marſche
des internationalen Sozialismus. Die zuſammenfaſſende
Aktion des Proletariats wird ihre volle Wirkung erſt dann aus
üben, wenn die Konferenz ihr Aktionsprogramm entworfen hat.
Sie wird nicht mit der Einſtellung der Feindſeligkeiten enden;
ſie wird vielleicht dann erſt am meiſten die Ereigniſſe über
wachen und ihre eigene Lebenskraft und Entſchlußkraft be
weiſen müſſen. Der Gedanke von Stockholm eröffnet etne neue
Aera im Kampfe des Proletariats gegen den Jmperialismus
durch Wiederherſtellung einer zu gemeinſamen Aktionen fähl-
gen internationalen Arbeiterklaſſe. Er will, daß dieſer Krieg
der letzte ſei, er will die Staaten demokratiſieren, neue Kon
flikte und Wirtſchaftskriege verhüten, er will vor allem durch
Rechtsgarantien und Schiedsgerichte eine friedliche und zu
Lande und Waſſer entwaffnete Welt, ein Europa der
Demokratie und der wahrhaftigen Freiheit
aufrichten. Jnmitten des entfeſſelten Haſſes verzichtet die Ar
beiterklaſſe nicht auf ihr Jdegl dermenſchlichen Ver-
brüderung! Wenn Jhr wollt, Genoſſen, wird die Konferenz
bald ſtattfinden. Dazu genügt, daß die Parteien ſich ihrer
großen Verantwortung bewußt werden. Für das ganze organk-
er Proletariat bleibt es bei der Loſung: Auf nach Stock

olm!“
Das Manifeſt trägt die Unterſchriften der Mitglieder des

holländiſch ſkandinaviſchen Komitees und der ruſſiſchen
Delegierten ſowie die von Huysmans und Pantin als
Sekretären.

Die ruſſiſche Republik.
Durch den Sieg Kerenſkis über Kornilow und die Erklärung

Rußlands zur Republik ſind alle gegenrevolutionären An
ſchläge zunächſt abgeſchlagen. Die Feinde der ruſſiſchen Neu
ordnung werden natürlich im Geheimen weiter gegen die Demo-
kratie ſchüren und eine andere günſtige Gelegenheit zu einem
Gewaltſtreich abwarten. Jnſofern iſt in Rußland in der inneren
Lage noch alles in Fluß, und es wird aller Umſicht und eine
feſten entſchloſſenen Willens des demokratiſchen Teils des ruſſt
ſchen Volkes und ſeiner Führer bedürfen, um die junge Republik
gegen alle Stürme zu ſichern und zu erhalten. Kerenſtkt ſcheint
ja inzwiſchen die Schwierigkeiten, die ſich der Neubildung eines
Miniſteriums entgegenſtellten, überwunden und ein Kogali-
tionsminiſterium zuſtande gebracht zu haben. Damit
dürfte auch das Fünf-Männer- Direktorium ſeinen Zweck (als
einſtweiliger Rettungsanker) erfüllt haben. Welchen Gang die
Dinge nun weiter nehmen werden, läßt ſich jedoch nur ſchwer
vorausſagen.

Kerenſkis neue Regierung.
Petersburg, 16. September. Einem Mitarbeiter des

Blattes Jsweſtija erklärte Nekraſow, es ſei nach langen
Unterbandlungen mit den verſchiedenen politiſchen Gruppen und
einzelnen Politikern Kerenſki gelungen, das Kabinett in fol-
gender Zuſammenſetzung zu bilden: Kerenſki Premier-
miniſter und Höchſtkommandierender, Tereſchtſchenko
Miniſter des Aeußern und wahrſcheinlich Stellvertreter des
Premierminiſters, Kiſchkin Miniſter des Jnnern, Harta-
ſche w Honfeſſionsminiſter. Ber natzeky Finanzminiſter,
Konowalow Handelsminiſter, Maljantowitſch Juſtiz-
miniſter, ArchangelſkiuUnterrichtsminiſter, Liwerowſky
Verkehrsminiſter, Prokovowitſch Verſorgungsminiſter,
Awkſentiew Landwirtſchaftsminiſter, General Wer-
chowſki Kriegsminiſter, Admiral Werderewſki Mäarine-
miniſter, Buryſchkin Reichskontrolleur, Skobelew Ar-
beitsminiſter, Jefremow Miniſter der Armenpflege, Miki-
t in Poſtminiſter.

Neue Verſchwörungen? Daily News meldet aus Petersburg:
Am Mittwoch waren mehrere Offiziere aus dem Hauptquartier
nach Petersburg gekommen. Sie hatten einen Angriff auf die
vorläufige Regierung vorbereitet. Sie ſollen beabſichtigt haben,
Kerenſki zu ermorden. Das Hotel Aſtorig, wo die Verſchwörer
weilten, wurde unerwartet von Seeleuten, die von 14 Offizieren
angeführt und von Mitgliedern des Vollzugsausſchuſſes begleitet
waren, beſetzt. Die Offiziere aus dem Hauptquartier wurden
verhaftet. Jn den Gemächern des Militärbundes fand eine
Hausſuchung ſtatt. Es wurde eine große Anzahl von Dokumen-
ten beſchlagnahmt und der Präſident des Bundes verhaftet. Auch
in Tobolſk, am Wohnſitze des Erzaren, wurde ein umfangreiches
Komplott auſgedeckt, dem, wie bisher feſtgeſtellt werden konnte,
etwa 400 Perſonen angehören und das in engſter Verbindung
mit der gegenrevolutionären Vewegung ſtand. Bei einigen
der verhafteten Führer wurde, wie der Birſchewiſa Wijedomoſti
feſtſtellt, viel engliſches Geld gefunden. Jn Kiew ſind die
Behörden einer weitverzweigten Verſchwörung auf die Spur
gekommen, deren Ziel die Einſetzung einer Militärdikta-
tur war.

Selbſtmord Alexejews? Kovenhagen, 17. September.
Einem Telegramm aus Petersburg zufolge beging General
Alexejew Selbſtmord indem er ſich in den Räumen des
Kriegsminiſteriums eine Kugel in den Kopf ſchoß. Die Offi
ziersmorde in Finnland dauern fort.

Politiſche Ueberſicht.
Die Jnduſtriellen gegen „Kommunismus“.

Aus Köln wird berichtet: Jn einer vertraulichen Beſpre-
chung rheiniſcher Vertreter von Jnduſtrie und Han-
del, die auf Veranlaſſung der Vereinigung zur Förderung
deutſcher Wirtſchaftsintereſſen im Ausland hier ſtattfand, wurde
die Frage der Uebergangswirtſchaft an ihrer Wirkung auf
unſer Wirtſchaftsleben eingehend erörtert und folgende Ent-
ſchließung einſtimmig angenommen:

„Die Verſammlung bekennt ſich einmütig zur freiheit
lichen Wirtſchaftsordnung, der allein Deutſchlands
Wirtſchaftsaufſchwung in der Vergangenheit zu danken war
und die auch allein eine glückliche Wirtſchaftszukunft unſerem
Volke verbürgen kann. Sie ſpricht ſich darum mit aller
Entſchiedenheit gegen den Verſuch aus, zur kom
muniſtiſchen Wirtſchaftsform überzugehen,
die ſich während des Krieges in ihrer ſtaats ſozialiſtiſchen
Wirkung als unbrauchbar oder ſchädlich erwieſen hat.
Zur Ueberleitung von der Kriegs- in die freie und private

Friedenswirtſchaft hält ſie die Uebergangswirtſchaft nur
dann für ſegensreich, wenn ihre Tätigkeit ſich nach dem Ziele
bewegt, ſobald als möglich für unſer Wirtſchaftsleben über-
flüſſig zu werden. Die Verſammlung warnt aber nachdrück-
lich davor, für die Friedenswirtſchaft Monopole oder
Zwangsſyndikate zu ſchaffen, die als die größte
Gefahr unſerer Volks- und Weltwirtſchaft angeſehen wer
den müſſen und dem Tüchtigen die freie Bahn verſchließen.
Lohnende Arbeit für unſere Arbeitermaſſen und ein ſteuer-
kräftiger wirtſchaftlicher Mittelſtand werden nur dann ge-
ſichert erſcheinen, wenn der Aufbau unſeres Wirtſchaftslebens
nach dem Kriege ſich unter der Möglichkeit freier Entfaltung
aller Kräfte und Fähigkeiten in Jnduſtrie und Handel voll
zieht.“
Die Großinduſtriellen fürchten für ihre kapitaliſtiſchen Ge

winne und verwechſeln dieſe Intereſſen mit den Intereſſen der
Volks und Weltwirtſchaft. Die Volkswirtſchaft fährt aber viel

beſſer bei allgemeiner und fre?macht von den Profiten d e a
der Allgemeinheit zugute kommen läßt. Die „freiheitliche Wirt
ſchaftsordnung' hat von Anfang des Krieges elend ver agt:
indem ſie fofort in Wucher überging. Schritt für Schritt
mußte die Wucherei zurückgedrängt werden. Wurde ihr der
eine Gegenſtand, das eine Nahrungsmittel entzogen, ſo warf

ſofort auf ein anderes. Das iſt ſo geblieben bis heute.
s nicht in öffentlicher Bewirtſchaftung und Preisregelung

iſt, wird zu ſchändlichſten Wucherpreiſen vertrieben. Das Volk
hat gerade genug von der „freiheitlichen Wirtſchaftsordnung“.
Wir wiſſen, daß die heutige Art der öffentlichen Bewirtſchaf
tung nicht ideal iſt und mit Sozialismus und Kommunismus
noch verzweifelt wenig zu tun hat, aber ſie verhindert wenig-

die ärgſten. die unbegrenzten Auswucherungen des
olkes und ſorgt dafür, daß die Arbeiter und Armen wenig-

ſtens ein gewiſſes Teil unentbehrlicher Lebensmittel freilich
auch zu ungeheuerlichen Preiſen) ſicher bekommen. Nicht Rück
fall in die unbeſchränkte Rückkehr in die unbeſchränkte kapita-
liſtiſche Wirtſchafts- und Ausbeutungsfreibeit, ſondern Aus-
bau der Regelung der geſamten Produktion und
Verteilung durch die Organe der Allgemeinheit! Hand in
Hand damit muß die Demokratiſi erung der öffentlichen
Gewalten erfolgen, damit durch ſie die wirklichen Volks
intereſſen verwirklicht werden können. Das Geſchrei der
e lapitaltiten darf in keiner Weiſe ein Hinderungsgrund
ein.

Kleine politiſche Nachrichten.
Die ſchwediſchen Wahlen. Das Ergebnis der ſchwediſchen

Reichsratswahlen läßt ſich wohl im allgemeinen überſehen,
wenn auch die Geſamtwahl erſt am 28. September abgeſchloſſen
ſein wird. Nach den vorliegenden Meldungen haben die Kon-
ſervativen mit einem Verluſt von etwa 10 Mandaten
zu rechnen. Eine Verſchiebung der parlamentariſchen Kon-
ſtellation dürfte durch dieſen Ausfall der ſchwediſchen Reichs-
ratswahlen kaum bewirkt werden.

Eine ſchwediſche Kundgebung zum dentſch argentiniſchen
Zwiſchenfall. Stockholm, 17. September. Die Freiſin-
nige Partei hielt geſtern aus Anlaß der Wahlen eine große
Verſammlung ab. Faſt 2000 Perſonen wohnten der Veranſtal-
tung bei. Als Redner trat unter anderen Profeſſor Eden auf.
Nachſtehende Entſchließung wurde angenommen: Weil
unſere auswärtige Leitung ſich nicht im Stande geſehen hat,
in der deutſch- argentiniſchen Telegramm-An-
gelegenheit die Behauptung als grundlos zurückzuweiſen,
daß ſie Chiffre- Telegramme befördert hat, deren Jnhalt berech-
tigtes Aufſehen bei allen Schweden erregt, ſpricht die Ver-
ſammlung ihr tiefes Bedanern darüber aus, daß ſolche unbe-
dachte Handlungen haben vorkommen können, ſowie die be-
ſtimmte Forderung, daß die Regierung ſofort alle notwendigen
Maßregeln treffen wird, um klarzulegen, daß es der beſtimmte
Wille des ſchwediſchen Volkes iſt, eine ganz unparteiiſche, nach
allen Seiten hin unverbrüchliche Neutralität auf-
rechtzuerhalten.“

Der erſte kritiſche Tag des neuen franzöſiſchen Miniſteriums
Painlevé. Aus Paris wird gemeldet: Zur heutigen Sitzung
der franzöſiſchen Kammer herrſcht in den Wandelgängen des
Palais Bourbon ſtarke Bewegung. Der Miniſterrat war zu
einer langen Sitzung zuſammenberufen, um den endgültigen
Wortlaut der Regierungs- Erklärung ſeſtzuſtellen, die Vain-
levé verleſen wird. Wie das Echo de Paris wiſſen will, werde
Painlevé auch die Friedensbotſchaft des Papſtes im Namen der
Alliierten beantworten, und zwar ablehnend.

Fiasko der neuen engliſchen Schutzzöllnerpartei. Aus Lon
don wird gemeldet, daß die aus extremen Torries und Schutz
zöllnern beſtehende neue nationale Partei ein ſchweres
Fiasko erlitten habe. Jn einer von der Partei der Schutzzöll-
ner in Mancheſter abgehaltenen Verſammlung wurde be-
antragt, ſich der neuen Nationalpartei anzuſchließen. Der An-
trag wurde jedoch verworfen. Dies beweiſe, daß ſelbſt einge
fleiſchte Schutzzöllner nicht bereit ſeien, gus der unioniſtiſchen
Partei auszutreten und Bonar Law im Stich zu laſſen.

Jtaliens innere Wirren. Zur italieniſchen Grenz-
ſperre meldet der Berner Bund: Jn Bank- und Börſen-
lreiſen gehe das Gerücht, es ſeien geſtern inOberitalien wieder
Straßenaufläufe vorgekommen Nicht nur der
Zugs ſondern auch jeglicher Poſtverkehr ſei vollſtändig unter-
bunden; die ſchweizeriſche Simplonpoſe wurde in Fſelle zurück-
gehalten. Telegramme für FJtalien werden noch angenommen,
von Italien trafen ſeit geſtern keinerlei Telegramme mehr ein.

Aus der Partei.
Bericht der alten Organiſation.

Der Parteivorſtand der alten rechtsgeſchwenkten Organiſation
gibt jetzt einen Bericht an den Würzburger Parteitag heraus,
aus dem hervorgeht, daß die alte Partei einem kataſtrophalen
Mitgliederſchwund unterliegt. Der P. V. muß das zu-
geben, obwohl er redlich bemüht iſt, die wirklichen Verhältniſſe
roſig erſcheinen zu laſſen Die Zahl der Mitglieder betrug am
31. März 1914 1085 905, davon 174 754 Frauen am 31. März
1917 war dieſe ſtattliche Zahl aber bis auf 248 061 Mitglieder,
darunter 66 608 Frauen, zuſammengeſchrumpft. Sie iſt alſo bis
ccuf weit unter ein Viertel gegen 1914 geſunken. Jm Bericht wird
dieſe Tatſache faſt ausſchließlich auf die Einberufungen zum
Heere zurückgeführt, die man auf zirka 75 Prozent angibt. Das
dürfte doch nicht ganz ſtimmen. Denn ſehr groß iſt die Zahl der
reklamierten und in der Kriegsinduſtrie beſchäftigten Arbeiter.
Gegen die Annahme, daß lediglich die Einberufungen den Mit-
gliederſchwund herbeiführten, ſpricht auch die auffällige Tatſache
des ſehr ſtarken Rückgangs der weiblichen Mitglieder bis
faſt auf ein Drittel der früheren Zahl. Freilich hat der Partei-
vorſtand auch dafür eine Erklärung. „Die Urſache wird zum
Teil darauf zuritckkzuführen ſein, daß bei Kriegebeginn die
Kriegerfrauen meiſtens von Beiträgen befreit wurden, mit dieſer
an ſich erklärlichen Maßnahme aber auch vielfach die Fühlung
mit der Organiſation verloren ging.“ So wird geſagt. Das
iſt jedoch nur zum Teil zutreffend. Bekannt iſt vielmehr, daß ſich
gerade unter den Genoſſinnen von vornherein eine ſtarke
Oppoſition gegen die Kriegsvolitikder Partei
geltend machte. Dieſe Tatſache wird als ausſchlaggebende Er-
klärung für den großen Verluſt an weiblichen Mitgliedern in
Rechnung zu ſtellen ſein.

Ein Tauſcherkunſtſtückchen wird mit folgenden Bemerkungen
verſucht:

„Zu einer weiteren zahlenmäßig nicht feſtzuſtellenden
Schwächung der Partei hat die verwüſtende Agitation der
Oppoſition, die ſchließlich zur vracie ete Partei führte,
beigetragen. Die Spaltung brachte Mitgliederverluſte in
den Bezirken Groß-Berlin, Leipzig, Frankfurt a. M.. Oſt
preußen, Niederrhein, Braunſchweig, Halle, Erfurt und
Groß-Thuüringen. Die übrigen Bezirke wurden weniger, ein
großer Teil gar nicht davon berührt. Die dem Berichte bei-
gefügte Tabelle über die Mitgliederzahl in den einzelnen Be
zirken gibs kein vollſtändiges Bild über die tatſächliche Stärke
der Organiſationen. Bei dem Mangel an zuverläſſigen Funk-
tionären wurde vielfach nur mangelhaft berichtet.

Daß man die Spaltung der Partei mit „der verwüſtenden
Agitation der Oppoſition zu bemänteln verſucht, fällt nicht
mehr auf. Das iſt die alte immer wiederkehrende Phraſe, die
als ſehr ſchlechter Erſatz für die wirklichen Gründe herhalten
muß. Wir verlieren kein Wort weiter darüber. Faſt komiſch
berührt es aber, wie hier von „Mitgliederverluſten geſprochen
wird. Die namentlich aufgeführten Bezirke ſind nämlich meiſt
geſchloſſen oder faſt geſchloſſen zur Ungabhängigen Sozial
demokratiſchen Partei übergetreten. Und es handelt ſich dabei
mit um die ſtärkſten r im Reich. ie irn Wir erinnern nurdaran, daß die regierungsſozialiſtiſche Organiſation in Groß
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Berkin, im ſtärkſten Bezirke des Reichs, nach unbeſtrittenenAngaben nur kaum noch 6000 nes
Hin zu kommt aber eine andere wichtige Tat Die 248 000

Mitglieder die der Parteivorſtand in ſeinem Bericht angibt,
waren nach den Berichten am 831. März vorhanden. Zur-
geit dürfte dieſe Zahl noch weiter ſehr ſtark zuſammen
geſchrumpft ſein. Denn die meiſten Aus und Ueberitriin die ſpätere Zeit. Die Enahhangige Parke Tr z
kannllich erſt im April, zu Oſtern, auf der Gothaer Konferenz
e Jnſofern gibt der Parteivorſtandsbericht ein ganz
alſches und für die alte Organrſation viel zu günſtiges Bild

von dem gegenwärtigen Stand. Die alte Partei dürſte
zurzeit nur noch etwa 150 000 Mitglieder haben!

Die Organiſation der Ungbhägigen Sozialdemokratie iſt alſo
heute mit ihren über 120 000 Mitgliedern ſchon faſt ebenſo ſtark
wie die der Regierungsſozialiſten, und wird ſie bei weiterer
eifriger Arbeit ihrer Anhänger bald überflügelt haben. Noch
während des Krieges unter dem Belagerungszuſtand

Das iſt das Ergebnis der „verwüſtenden“ Politik der
alten Parterinſtanzen und ihrer Helfer!

Aus den Organiſationen.
Der 7 badiſche Wahlkreis (Offenburg) hatte am Sonn

tag in ſeiner Konferenz Stellung zu nehmen zu dem Beſchluſſe
ſeines Vororts, der bekanntlich mit 38 Stimmenmehrheit die
Zugehörigleit des Sozialdemokratiſchen Vereins Offenburg zur
Unabhängigen Sozialdemokratie erklärt tte.
Der Vorſtand iſt auf den 2 September die Mitgliedſchaften der
Orte, an denen ſick noch beitragleiſtende Genoſſen befinden, zur
Entſendung eines Vertreters eingeladen. Außer der Offen
burger Parteileitung erſchienen Delegierte aus fünf Orten, ein
ſechſter gab die Zuſtimmung durch eine Zuſchrift des Vertrauens
mannes. Einſtim mig iſt beſchloſſen worden

1. Die an den einzelnen Orten des Wahlkreiſes vorhandenen
Mitglieder ſchließen ſich dem Sozialdemokratiſchen Wahlverein
Offenburg (U. S. P.) an, der als einzige Organiſation des
7. badiſchen Reichstagswahlkreiſes während des Krieges gilt.

2. Das Vermögen der Kreisorganiſation geht an den Offen-
burger Verein über, deſſen Beſchluß über die Zugehörigkeit zur
Unabhängigen Sozialdemokratie gutgeheißen wird.

Wegen des Bezuges der Parteipreſſe wurden Beſtimmungen
getroffen. Es fehlt nur noch die Erklärung der Genoſſen in
Kehl, die eine Vertretung auf der Konferenz in Ausſicht geſtellt
hatten. Für die Koſten zur r rigpng der Stockholmer Frie
denskonferenz durch Delegierte der U. S. P. wurden 11 Mark
geſammelt.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 18. September 1917.

Hallenſer in den Verluſtliſten.
Als in Halle und ſeinen Vororten geboren werden in den

Verluſtliſten gemeldet:
Preußiſche Verluſtliſte Nr. 931. Walter Berger verw. Lin.

Kurt Vohlert verm. Joſeph Ott I. verw.
Preußiſche Verluſtliſte Nr. 932. Artur Zengerling gefallen.
Preußiſche Verluſtliſte Nr. 933. Kurt Pintſka verw. Albert

Rößler ſchw. verw. Kurt Wagner geſtorben infolge Krankheit.
Preußiſche Verluſtliſte Nr. 934. Franz Aepler l verw. Erich

Bartels gef. Tamb. Franz Ertel bish. verm. gerichtlich für tot
erklärt. Mar Gebhardt verm. Friedrich Grohmann bish. verm.,
in Gefgſch. Otto Hotze Krr Erich Hupe l. verw. Richard
Lamprecht verm. Gefr Ernſt Oertel II verm. Feldw.Ltn. Karl
Schauſeil l. verw., b. d. Tr. Walter Schülbe verm. Gefr. Kurt
Ulrich l. verw. Hermann Wilsdorf verm. Friedrich Wolf verm.

Preußiſche Verluſtliſte Nr. 935 Paul Albrecht ſchw. verw.
Gefr. Kurt Angermann l. verw. Erich Angern ſchw. verw. Karl
Bohme geſtorben an ſeinen Wunden. Kurt Keune verm. Gefr.
Friedrich Macheleidt verm. Utffz. Guſtav Meißner verm. Georg
Noak geſtorben an ſeinen Wunden. Otto Preſche l. verw., b. d.Tr. du Johannes Schnärz verm. Franz Weinrich ſchw.
verw. Hermann Zeiſing ſchw. verw.

eie Verluſtliſte Nr. 441. Robert Dilsner l. verw., b. d.
ruppe.
Preußiſche Verlnuſtliſte Nr. 936. Adolf Dziobaka, Giebichenſtein,

verm. Utffz. Otto Hellmann l. verw. Kurt Kohlhardt verm.,
in Gefgſch. Paul Trypke ſchw. verw. Gefr. Wilhelm Zabe! I.
verw., d. Tr. Robert Zabler l. verw., b. d. Tr.

Preußiſche Verluſtliſte Nr. 937. Kurt Albrecht geſtorben an
ſeinen Wunden. Hans Drejg verm. Max Frohnert geſtorben
an ſeinen Verletzungen. Wilhelm Hagendorf l. verw. Gefr.
Karl Herrmann l. verw. Hugo Milowſky I. verw. Wilhelm
Schmidt l. verw., b. d. Tr. Max Schröpfer gefallen. Paul
Schwadlo l. verw.

Zuſammenlegung von Brauereien. Dieſer Tage fand in
der hieſigen Handelskammer im Beiſein eines Regiernngsver-treters eine Ver ammlung von Brauerei-Jnhabern bzw. deren

Vertretern aus Halle und Umgebung ſtatt, um irber ie Maß
nahmen zu beraten, die ebenſo wie in anderen Gewerben durch
Zuſammenlegung mehrerer Betriebe auch in der Brauinduſtrie
notwendig geworden ſind. Es wurde in der Verſammlung der
Beſchluß gefaßt, daß bis auf weiteres in Halle die Biererzeu
ung nur noch durch zwei Vrauereren, und zwar die

Halleſche Aktien brauerei und die Brauerei Freyberg, er
ſagt Die SchultheißBrauerei, die befanntlich mehrere

usſchankſtellen hat, hält jedoch ouch ihren eigenen Betrieb auf
recht, ebenſo die Riebeckbrauerei.

Die ſtädtiſche Handels und Gewerbeſchule für Mädchen,
Halle, Kloſterſtraße, beginnt am 11. Oktober, morgens 8 Uhr.
den Unterricht des Wintierhalbjahres. Alle Abteilungen, außer
der Koch und Haushaltungsſchule nehmen Schülerinnen auf.
Trotz der Stoffknappheit iſt der Zudrang zu den Wäſchenäh
und Schneiderabteilungen ſehr ſtark. Um aber den Wünſchen
vicler Rechnung tragen zu können, ſind beſondere Abteilungen
eingerichtet, in denen alte Kleider r rausgebeſſert oder ergänzt werden. ieſer Unterricht wird
gern von Müttern beſucht, die getragene Kleider für ſich und ihre
Kinder aufarbeiten wollen. Ebenſo ſind die Wäſchenähkurſe auf
die Verarbeitung getragener oder ſonſt gebrauchter Wäſchegegen-
ſtände oder deren Ausbeſſerung eingeſtellt. Jn dieſer Zeit muß
alles, auch das kleinſte Stückchen Stoff nutzbar gemacht werden.
Nm aber wirklich Brauchbares zu erhalten und nichts unzwed
mäßig anzuwenden, iſt fachkundige Führung notwendig wie ſie
die Fachlehrerinnen der Schule zu geben vermögen. Für die
Schülerinnen, welche ihre Schulbildung vervollkommnen wollen,
um eine wiſſenſchaftliche Vorprüfung ablegen zu können, wird
eine beſondere Abteilung als wiſſenſchaftliches Vorſeminar ein-
gerichtet. Anmeldungen bis 20. September zwiſchen 10 und
21 Uhr bei der Vorſteherin.

Die Anmeldungen zur Beſtandsaufnahme von Fäſſern ent
ſprechen nicht den Erwartungen. Eine große Anzahl von Be
trieben hat die Meldevordrucke noch nicht in Empfang genommen.
Es wird behördlich darauf aufmerkſam gemacht, daß dieſe un
rerzüglich im Statiſtiſchen Amt abzuholen und ſofort genau und
ſorgfälltig ausgefüllt wieder zurückzugeben ſind. Jnhaber von
neltevflihtigen Vetrieben, welche den Zählvorſchriften nicht
oder unvollſtändig nachkommen, haben die in der Vekannt-
machung des Magiſtrats vom 10. September 1917 angedrohten

Strafen zu gewärtigen. n Santfeet g deſſen
Keine Verſchiebung der Herbſt-Schulferien. Aus HeſſenNa e wurde eſer Tage verichtet, daß die diesmaligen Herbſt

ferien ausfielen. Dafür ſollten die Weihnachtsferien verlängert
werden. Jn Halle hat ſich das Gerücht wer Hier
ebenſo verſahren werden ſollte. Dem iſt nicht ſo. Die Herbſt-
ferien nehmen in allen hieſigen Schulen zur feſtgeſetzten Zeit

i Aiagpa

Ueber militäriſche x e ſind hier plötzlich irrige Gerüchte t. Die anweſenden ne
werke holen aus dem Saalkreis nur die von Großbeſitzern vertraglich zu liefernden Mengen. Kleine Gartenbeſiver bleiben
davon ſelbſtverſtändlich gänzlich unberührt. Uebereiltes Aus

fker iſt deshalb ſinnlos und ſchädigt nur den Kleinpächter

Stadttheater. Heute, Dienstag, kommt Lortzings i und
immermann in der bekannten re zur Aufführung.

rgen, Mittwoch, wird die komiſche Oper La Serva Padrona
Die Magd als Herrin) von Pergolefi in der Bearbeitung von
rof. Abert und anſchließend Der zerbrochene Krug von Kleiſt

z57 erſten Male wiederholt. Die nächſte Aufführung von
Alberts Tiefland findet am Freitag ſtatt. Veſonders hinge-

wieſen ſei auf die Schüleraufführung von Jphigenie auf Tauris
von Goethe, die am Sonnabend, den 22. September, nach
mittags 3 Uhr, ſtattfinden wird.

Jm Volkspark findet morgen, Mittwoch, nachmittag wieder
um ein VerwundetenFreikonzert ſtatt, worauf wir hiermit
aufmerkſam machen. Die Gelegenheit, ſchöne Sommertage im
Volksparkgarten zu verbringen, muß man jetzt wahrnehmen,
ehe die Herbſtkühle kommt.

Jm ApolloTheater geht heute abend die große Operetten
r Man lebt ja nur einmall zum erſtenmal in Szene Der

orverkauf zum heutigen Abend hat bereits ſo ſtark eingeſetzt,
daß die Direktion, um einen Andrang an der Abendkaſſe zu
vermeiden, bittet, die Einlaßkarten im Theaterbureau von 91
und 5--7 Uhr zu löſen.

U -T-Lichtſpiele, rn große 88. Vor ausverkauftem
Hauſe beweiſt Henny Porten ihr reiches Können und ihre
immer gleiche Anmut. Auch bei der Muſik, die wir zu dem an
ſich ſchon intereſſanten Film hörten, iſt zu merken, daß die Lei-
tung der Hauskapelle in Händen liegt, die es verſtehen, dem
Film die Stimmung zu geben, die er erfordert. Das Luſtſpiel
wird mit Recht viel belacht. Nur noch bis Donnerstag wird dies
Programm zu ſehen ſein.

U T-Lichtſpiele, Alte Promenade 11a. Stuart Webbse,
der originelle und humorvolle Detektiv, läßt hier allabendlich
die Gemüter nicht zur Ruhe kommen. Das Luſtſpiel iſt ebenſo
originell wie voll Humor und ſprühendem Witz. Die Natur-
aufnahme Bad Ems iſt herrlich und zeigt auch Verwundete, wie
ſie ſich am Waſſer unterhalten und erholen.

Verkehrsſtörung. In der Geiſtſtraße entgleiſte beim Durch
fahren einer Weiche ein Straßenbahnwagen mit zwei Anhänge-
wagen, wodurch der Betrieb kurze Zeit unterbrochen wurde.

Gefunden. Jn der Zeit vom 1. bis 15. September ſind bei
der Polizei als gefunden abgegeben oder angemeldet worden:
1 goldenes Uhrarmband, 1 Uhr, 2 Broſchen, 3 Geldtäſchchen mit
Jnhalt, 1 Geldſchein, 1 Handtaſche mit Jnhalt, 1 Ziggretten-
etui, 10 Lampenſchirmhalter, 1 Kinderſpazierſtock, 4 Eiſenſtücke,
1 dunkler Herrenüberzieher mit einem Paar Wildleder-Hand-
ſchuhen, 1 Handwagen. Die unbekannten Eigentümer der
Gegenſtände werden aufgefordert, ihre Rechte im Polizeiver-
waltungsbureau, Dreyhauptſtraße 4, Zimmer 100, geltend zu
machen.

Geſtohlen wurden am 7. September eine goldene Schlips-
nadel in Form eines Kleeblattes mit drei Brillanten; der obere
Teil eines zerbrochenen goldenen Ringes in Pfennigſtückgröße
mit Diamant, umgeben von kleineren Diamanten; vom 9. bis
11. September ein Antriebsriemen, etwa 5 Meter lang, 10 Zenti-
meter breit und 5 Millimeter ſtark; am 11. September eine
viereckige Blechflaſche mit der aufgeklebten Firmenbezeichnung
Franz Alb. Lippert, Lackiabrik. enthaltend 1224 Kilogramm
Lack; vom 11. zum 12. September ein Paar Damenlackhalb-
ſchuhe mit Spangen, Größe 36: ein linker Damen-Schnür-
ſtiefel mit weißem Futter, Größe 36, 19 Paar Herren und
8 gar Damenſtiefelſohlen aus Riemenleder mit Draht durch
näht.

Die Kreisfeitſtelle teilt mit: Gemäß der Verordnung über
die Fleiſchverſorgung im Saalkreiſe kommen in der Woche
vom 17. bis 23. Septeniber als Wochenmenge etwa 200 Gramm
e i ſch cder Wurſt auf den Kopf der verſorgungsberechtigten

evölklerung des Saalkreiſes zur Verteilung. Kinder unter ſechs
Jahren erhalten die Hälf!e. Die hergeſtellte Wurſt wird auf
die Flerſchmenge angerechnet. Von der Reichsfleiſchkarte werden
die Abſchnitte acrh für den Empfang des Schlachtviehfleiſches
und der Wurſt beſtimmt. Von den Kinderfleiſchkarten gelten die
Abſchnitte a-d.

Kütten. Bei einem Mühlenbrand umgekommen.
Jn der Nacht vom Freitag zum Sonnabend kurz nach 12 Uhr
geriet die LLindmühle des Väckerei- und Mühlenbeſitzers Wilh.
Kunze in Brand und war in etwa zwei Stunden vollſtändig
zerſtört. Sehr bedauerlich iſt. daß der m 17. Lebensjahre ſtehende
Sohn Willi Hunze, der die Mühle bediente und ſich zur Zeit
des Brandes darin befand, den Flammen zum Opfer ſiel. Da die
Tür von außen geſchloſſen aufgefunden wurde. handelt es ſich
allem Anſchein nach um Einbruch, Mord und Brandſtiftung.
Faſt 89 Jahre verſorgte die Mühle die beiden Ortſchaften
Kütten und Drobitz.

Aus den Gerichtsſälen.
Strafkammer.

Fürſorgezöglinge als Einbrecher. Der 17jährige Fürſorge
ögling Alexander Bernhardt war aus einer Fürſorgeanſtalt inWeſtfalen entwichen und zu Fuß bis nach Svarkau gelaufen.

Hier vermietete er ſich bei einem Gaſtwirt. Sr hielt es aber
nur zwei Tage aus. Dann brach er in die Speiſekammer des
Wirtes ein und ſtahl hier 14 Pfund Speck, Würſie, aus einem
anderen Raum einen Ruckſack, ein Hemd, ein Paar Strümpfe
und machte ſich davon. Jn Erfurt wurde er ſpäter aufgegriffen
und nach der Anſtalt in Weſtfalen zurückgeführt. Er entwich
bald darauf abermals und entkam wieder bis Leipzig. Jn einem
Vororte von Leipzig machte er die Bekanntſchaft des gleichfalls
entwichenen Fürſorgezöglings Riachrd Uhlig. Bernkardt brach
in einem Bauernhof ein. Da er die geſuchten Lebensmitte“
nicht fand, ſtahl er eine Ubr, ein Meſſer und einen Geldbeutel
mit drei Mark Jnhalt. Uhlig, der Schmiere geſtanden hatte,
erhielt einen Teil der Beute. Sie wurden ins Gefängnis ge-
vracht, von wo ſie jedoch wieder entweichen konnten. Sie kamen
nach Bettin, wo ſie auf einem Gute ſcheinbar nach Arbeit frag-
ten. Bei dieſer Gelegenheit ſtahl B. aus der Milhküche einen
dem Jnſpektor gehörigen Geldbentel mit 11 Mark Jnhalt. Jn
Halle wurden die beiden inzwiſchen abgefaßt, und nun ſtanden
ſie wegen ihrer Vergehen vor der Strafkammer Bernhardt war
wegen zweier ſchwerer und eines einfachen Diehſtahls, Uhlig
der Hehlerei angeklagt. Der Staatsanwalt beantragte gegen
B. ein Jahr ſechs Monate gegen U. zwei Monate. Verurteilt
wurden B. zu einem Jahr, U. zu drei Wochen Gefängnis.

Gewerkſchaftliches.
Zur Bewegung der Solinger Waffenarbeiter.

Die Solinger Waffenfabrikanten, die während des Krieges
ungeheure Gewinne eingeheimſt haben und denen jeder Tag die
Kaſſenſchränke höher füllt, ſo daß manche Geſellſchaften kaum
mehr wiſſen, wie ſie in ihren Rechenſchaftsberichten den Ge
winnſegen verteilen ſollen, haben die in Anbetracht der ſchier
unerſchwinglichen Lebensmittelpreiſe beſcheidenen Forderun-
gen der Arbeiter abgelehnt und ſich geweigert, über die gefor-
derte Teuerungszulage mit den Vertretern der Arbeiter auch
nur zu verhandeln! Eine am Montag abend abgehaltene
Waffenarbeiter- Verſammlung beſchäftigte ſich mit dieſer Stel-
lungnahme der Unternehwer. Von rerſchiedenen Arbeitern
wurden eine Anzahl Mißſtände gerügt, über die der Geſchäfts-
i Solingen des Metallarbeiter-Verbandesführer der Zahlſtelle Solingenn des Metallarbeiter- Verband

in allernächſter Zeit perſönlich beim Kriegsminiſterium er

heben ſoll. In der Lohnfrage wurde beſchloſſen, abzuwarten,in welcher Weiſe der Schlihtungsausſchuß die beiden dei ihm
anhängigen Sachen erledigen werde. Auf keinen Fall werden
die Solinger Waffenarbeiter ſich in der Weiſe abſpeiſen laſſen,
wie es die Fabrikanten anſcheinend beabſichtigen.

Aus der Provinz.
Wie Beſſerbemittelte zu Marmelade kommen.

Die Verbrauchswirtſchaft im Kriege berichtet:
Daß das Obſt in dieſem Jahre auf reellem Wege nur in

kleinen Mengen erhältlich, iſt für die beſonders ſchmerzlich, die
gewohnt waren, Obſt in größeren Mengen direkt aus den Obſt
baugebieten zu beziehen. Das Geld ſpielt ja dabei weniger eine
Rolle. Durch das Ausfuhrverbot entſtehen nun Schwierigkeiten
Man iſt in dieſem Jahre beſonders ſcharf bei der Kontrolle und
paßt namentlich an den Bahnhöfen auf, daß einzelnen Perſonen
nicht in Paketen ſich Obſt herbeiſchaffen. Aber Auswege, wenn
ſie auch koſtſpielig ſind, finden ſich immer. Die Hausfrauen
oder ihre Beauftragten reiſen in einen Ort zum Erholungs-
aufenhalt, kaufen dort das notwendige Quantum Obſt zu
ſammen und kochen es gleich an Ort und Stelle ern.
An dem notwendigen Zucker fehlt es meiſt auch nicht, da man
es immer noch verſteht, ihn gegen gutes Geld auf dem Wege
des Schleichhandels zu erhalten. Die fertige Marme-
lade kann dann mit ruhigem Gewiſſen durch die Spalier
bildenden Kontrolleure getragen werden, da ja für Marmelade
kein Ausfuhrverbot beſteht. Man ſieht aus dieſem Vorgange
wieder, ſchreibt der Kriegsausſchuß für Konſumentenintereſſen:
1. wie ſchwer es für die Vehörden iſt, Beſtimmungen zu er-
laſſen, die nicht zu umgehen ſind, und 2. daß bemittelte Kreiſe
immer noch Auswege finden, um nicht hungern oder entbehren
zu brauchen. So lange der gute Wille, gemeinſam die Nöte
des Krieges zu ertragen und die geſetzlichen Beſtimmungen nicht
zu umgehen, nicht alle Mitbürger erfüllt, ſo lange werden wir
37 nie ganz geregelte und befriedigende Verhältniſſe be
ommen.

Merſeburg. Ausgabe der neuen Kreiskartoffel-
karten. Jm alten Rathaus in der Burgſtraße werden am
Mittwoch, dem 19. September, für die Einwohner der Straßen
A bis K, am Donnerstag, dem 20. September, für die Ein-
wohner der Straßen L bis Z, vormittags von 8 bis 1, nach-
mittags von 3 bis 6 Uhr, die neuen Kreiskartoffelkarten aus-
gegeben. Die Abgabe erfolgt nur gegen gleichzeitige Rückgabe
der in den Händen der Verſorgungsberechtigten befindlichen
ſtädtiſchen Kartoffelmarken. Auf die Kartoffelkarten der Stadt
Merſeburg können Kartoffeln für die laufende Woche nur noch
bis einſchließlich Dienstag, den 18. September, verabfolgt und
entnommen werden. Vom Mittwoch, dem 19. September, an
gelten nur noch die neuen Kreiskartoffelkorten.

Unzuverläſſig. Die Ausübung des Milchhandels-
betriebes iſt der Milchhändlerin Minna Müller, Lauchſtädter
Straße 22 hier, laut Bekanntmachung der Polizeiverwaltung
wegen Unzuverläſſigkeit bis auf weiteres unterſagt worden.

Delitzſch ucker-Verbrauch. Nach einer Bekanntmachung
dürfen vom 1. September d. J. ab auf Zuckerkarten des platten
Landes monatlich nur abgegeben werden für Perſonen über
0 Jahre alt 750 Gramm, für Kinder bis einſchl. 6 Jahren 900
Gramm, für Bäcker und Apotheker 750 Gr. Zucker darf nur auf
die Abſchnitte des laufenden Monats abgegeben werden. Die
Zuckerkartenabſchnitte für November und Dezember d. J. ſind
ungültig, auf ſie darf Zucker nicht abgegeben werden.

Die Ausgabe von Kartoffelbezugs ſcheinen
an ſolche Haushaltungen, die ſich für die Zeit vom 15. September
1917 bis 3. Auguſt 1918 mit Kartoffeln eindecken wollen, findet
vom Mittwoch in den Vormittagsſtunden von 9 Uhr ab im Rat-
haus, Zimmer Nr. 1, in der unten angegebenen Weiſe ſtatt.
Nur Haushaltungen, die über genügende Lagerungsräume ver-
fügen, dürfen ſich eindecken. Das Einlagern geſchieht auf eigenes
Riſiko, Erſatz für eintretende Verluſte (Verſaulen) wird nicht
geleiſtet. Haushaltungen, die im vorigen Jahre ſich unzuver-
läſſig erwieſen haben, erhalten keine Bezugsſcherne. s
werden am Mittwoch die Buchſtaben A--F, am Donnerstag
bis M, am Freitag N--S und am Sonnabend Ta-Z. Lebens-
mittelſchein und Kartoffelkarten ſind mitzubringen. Kartoffel-
erzeuger, die mehr als 200 Quadratmeter Fläche mit Spätkar-
toffeln angebaut haben, erhalten keine Bezugsſcheine, ſie haben
ſich vielmehr unverzüglich mit ihren Kartoffelkarten im Zimmer
Nr. 1 zu melden.

Die Kleinhandelshöchſtpreiſe für Braun-
kohlenbriketts ſind wie folgt feſtgeſetzt: Bei zentner-
weiſer Abgabe vom Lager des Händlers oder vom Eiſenbahn
wagen für Bitterfelder Briketts Zentner 1,50 Mk., für Meuſel-
witzer Briketts Zentner 1,50 Mk. Bei fuhrenweiſer Anliefe
rung frei Gelaß für Bitterfelder Briketts Zentner 1,60 Mk., für
Meuſelwitzer Briketts Zentner 1,70 Mk.

Bitterfeld. Leben smittel Bekanntmachung. Von
Dienstag ab werden die Reſt-Nummern 50 des Lebensmittel
ſcheines eingelöſt. Es entfällt darauf Pfund Hafernähr-
mittel. Wer auf dieſe verzichtet, kann dafür einen Hering auf
die Nummer entnehmen. Heringe ſind in den Geſchäften von
Richter, Pötzſch, Veit, Witte, Stecher und Röbel zu haben. Die
Zuſatzkarten für Kranke und kleine Kinder werden in Zukunft
nur in den Geſchäften von Richter, Ude, Pötzſch, Böttger,
O. Rudolph und Witte eingelöſt werden.

Wittenberg. Durchgehende Dienſtzeit. Zwecks Ein
ſchränkung des Lichtverbrauches wird vom Dienstag, dem
18. d. M., an für die Geſchäftszimmer des Landrats-
amtes, des Steuerbureaus, des Kreisausſchuſſes und der
Feuerſozität die durchgehende Dienſtzeit eingeführt. Die
Dienſtſtunden werden deshalb von vormittags 8 Uhr bis nach
mittags 3 Uhr feſtgeſetzt. Für den öffentlichen Verkehr ſind
die Geſchäftszimmer jedoch nur werktäglich von 9 bis 12 Uhr
geöffnet. Ebenſo wird Privatperſonen nur während dieſer
Zeit. und zwar auch nur in dringenden Sachen, auf Anfrage
durch Fernſprecher Beſcheid erteilt.

Der Entwurf über die Errichtung eiſer
elektriſchen Straßenbahn von Wittenberg bis Pieſte
ritz liegt während der Zeit vom 15. September d. J. bis mit
28. September d. J. im Geſchäftszimmer des Landratsanmtes
zu jedermanns Einſicht offen aus. Der Landrat macht darauf
aufmerkſam, daß es ſich jetzt nur noch um die Ueberführung
der elektriſchen Bahn über die Staatsbahn Falkenberg-- Roßlau
und um die Abänderung des erſten Entwurfs am Staatsbahn-
hof Wittenberg handelt.

enag. Wo die Butter geblieben iſt. Eine Kontrolledes Valtertundenliſten verſchiedener Geſchäfte hat ergeben, daß

der Kaufmann Wohlgezogen, Oberbaumgaſſe, bei jeder Butter-
lieferung etwa s Pfund, und Frau Franke, Janſonſtraße 20,zirka 312 Pfund Butter mehr bezogen hat. Wegen Unzuver
läſſigkeit iſt den Geſchäften der Verkauf jetzt entzogen worden.
Auch der Pſychiatriſchen Klinik iſt nachgewieſen worden, daß
längere Zeit ein großer Poſten Butter zu viel bezogen worden
iſt. Hoffentlich wird die ſcharfe Kontrolle fortgeſetzt.

Von der Kohlenno.t. Um Kohlen zu ſparen, findet
gegenwärtig eine Umänderung der Kohlenherde ſtatt, und zwar
auf Betreiben der Ortskohlenſtelle. Die für jede Familie ent
ſtehenden Kochen von 2,50 Mk. ſollen durch den geringeren Ver
brauch an Brennſtoffen in kurzer Zeit wieder herausgewircrt-
ſchaftet ſein. Zunächſt bleibt nun abzuwarten, ob ſich dieſe
Sache bewährt. Auch die Zuſammenlegung der Schulen ſo-
wie der Bäckereibetriebe wird von der Ortskohlenſtelle e
betrieben. Dem Drängen der Kohlenhändler iſt man freili
auch wieder nachgekommen und danach iſt nun eine weitere
Erhöhung der Kohlenpreiſe eingetreten. Jena kann ſich nun
rühmen, mit die höchſten Kohlenpreiſe zu haben.



8 V. AbDer Sehiager en Deraer Aerrepol- Theater.

„Die Czardasfürstin“.
Operette in s Axfen von Emerieh KAlmàan.

Srlve Vareska Frau Pouls DBerennt v. G.Grot on Herr Direktor Deodek.Frst Edwin

5227 idt es
ie Liobe, die dumme Liebee BRraderhers, ieh Kauf mir le Welt

Weiber J le Onose niehntKleine R habt ERuenh lleb!die M v Chantant
Tageskasse von 10 h u. 486.S

Volkspark
Morgen, Mittwooh, 19. Sopftember, nachmittags

Verwundeten Frei- Konzert.

von 1301 1700.

1701-2100.
2101-2500.

Mittwoch
Seele
Freitag

Es wird gebeten, Papier oder Gefäßßze mitzubringen
d EEAmtliche J

Obſtverkanf in der Talamtſchule.
Der Verkauf des der Stadt überwieſenen Obſtes wird am

Mittwoch den 19. September 1917 fortgeſetzt.
Zugelaſſen zum Einkauf werden die Nummern der Lebens-

mittelſcheinv 17 501 23 500 vorm. von 8--12 Uhr und die Nummern
23501 31500 nachmittags von 2--6 Uhr. Abgegeben werden aufden Kopf eines Haushaltes zwei Pfund. Da vorher nicht
zu beſtimmen iſt, welche Sorten Obſt und zu welchem Preiſe es
abgegeben werden kann, werden die Preiſe auf der Tafel in der
Talamtſchule vermerkt.

Halle, den 18. September 1917. Der Magiſtrat.

Konzerthaus Oherpollinger“
riügüch: z Künstier-Kso

Ergebenset ladet ein

UVliriohstr. i

nzert.
Frau Klea Doth.

Mittw Freibank. im
7 8001 8100 10 Ahr: 8301 8400
8

9 r
8101 8200 11
8201 8300 12

1- 100
„101- 200

Rpollo Theater.
o m e 7„Han lebt ja nur einmal

u r in 8 Akten von Walter Gerieke. 1999
usik von M. Sehmidt und A. Sommerfeld.

Musikschlager:
Wenn ein Weib den WValzer hört t

Kip, Mp, ſieh hab Dieh Heb
„Hurro, die Kavolleri iet da t„Aoh Pu mein Mädel, wie bin ſieh Dir gute
Wir Hannen und Rarbareon

In zauberiseh' atilier Sommernaoht2 Tagesverkauf geöffnet 9--1 and 5--/27 Uhr.

(Gegründet am 19. April 1889.)

M
Bericht der 6tadt-Verordneten über ihre Wtigleit

2.

1925

Verſammlung.

lldemolr. Verein u Hlllle z ögallreſs.
(Gegründet am 19. April 1889.)

Donnerstag, den 20. September, abends 8 Ahr
im „Volkspark“,

itglieder-
Burgſtraße 27:

Tagesordnung:

Referenten: Stadtverordnete Hennig und Oſterburg.
Vereins- Angelegenheiten.
Einem recht zahlreichen Beſuche der Mitglieder ſieht entgegen

Der Vorſtand.
Feld-Läuse.

Radikalmittel, Reſtpoſten ver-
ſchied. bewährte Marken, offe-

riere mit 20
Sehwanen- Drogerie,Leipzigerſtraße. 1031

Rabatt.

empre r
XShuchha od.

VII. Krregsaneihs.
barteſthritien n

Zeichnungen auf 5 Deutsche Reichsanleihe sowie
4*, Deutsche Reichschatzanweisungen, auslosbar mit 110“0
bis 120“0, sowie auf unsere 5“0 Anleihe Anteilscheaine

2, 5, 10, 20 und 50 Mk.) werden in der Hauptstelle, Rat-
hausstrasse 5 und den Zweigstellen, Gr. Brunnenstrasse 34
und ILandwehrstrasse 25, vom Mittwoch, 19. September,
vis Donnorstag, 18. Oktober d. J. mittags 7 Uhr.
werktäglich von 8-1 und 3--5 Uhr Kostenfrei entgegen-

*1029

Auf Pinhaltung einer Kündigungsfrist für Spareinlagen
welche auf Kriegsanleihe oder Anteilscheine bei der Sparkasse

in erster
auch das Sparbuch

zur Eintragung der Kündigung der Einlage vorzulegen.
Der Vorstand der Sparkasse der Stadt Halle.

genommen.

gezeichnet werden wird verzichtet. Wir
Linie bei der Hauptstelle zu zeichnen

Jnunſeren Kindern liegt Deutſchlands Zukunft

Tragt alle bei

zu

Deutſchlundz öpende

für büuglings- und Kleinlinderſchut

Zahlſtelle iſt ſoweit nicht örtlich anderes bekannt gemacht wird das
Bankhaus Zueksenvwerdt Beuehel in Magdeburg.

bitten

*1026

Gäſte ſind willkommen.

Neu!

Hroſchiert 1.50 Mk., geb. 2.25 Mk.

Arheiet dinger Chor.

ich abds. 9Uhr, im Volkspark:

frauen i. Näcchenciot. Jede

R Singeſtunde.

r

ae

mit grossen

Kriegsanleihe
Keine aretliche Untersuchung.

Ariegsgefahr sofort ein geschlossen.

Vortellen ausgestattete Sonder- Einrichtung

Keine Wartegeit.

Gesmnde Personen von I bis 50 Jahren können

900 bis I0 000 Mark Kriegsanleihe versichern
Fallende Beiträge die Verminderung entspricht einer

*1030

Zinsvergütung von 5 ſo.

an verlange Drucksachen bet den Vertretern oder der Direktion in Halle.

Mitarbeſter werden gesucht.

Neu! Neu
Das Erbrecht.

Unter Berückſichtigung der
Kriegsvorſchriften.

Gemeinverſtändlich dargeſtellt von
Juſtizrat Karl NMelos.

Porto 10 Pfg.
Zu beziehen durch die

Velxsbnehhanalung,
Harz 4244.

ſſereins-

Anzeiger
e zur Veröffentlichung veriodiſch

wiederkehrender
Veranſtaltungen

der geſelligen, volitiſchen und
wirtſchaftlichen Vereine im Ver

breitungsbezirk.
Erſcheint jeden Dienstag und

Freitgsit Jahresbeitrag 5 Mark
ſede Zeile.

[Haiie Saale

Freitag, d.21. September, pünkt-

Singeſtunde.

r um 8 h Uhr im Volkspark:

Furnverein „fiehte“
Turnſtunden: Turnhalle Ober-
Realſchule, Eing. Staudteſtraße.Männer- Abteilung: Dienstag und

Freitag, abends 8--10 Uhr.Turnerinnen Abteilung: Mitt
woch, abends 8--10 Uhr.

Mandolinen Abteilung: eden
Donnerstag abend beim Turn-
gen. Kraft: Uebungsſtunden.

Touriſten-Ver. „Naturfreunde.“
Don nerztag den 20. September:

Treffen im Gewerhkſchaftshaus,
Sonntag:

Tagestour nach Dürrenberg.

ötudt- Thenter Halle

Direktion: Leopold Saehse.
Mittwoch, den 19. Septbr. 1917:

La Serva Padrona
(Die Magd als Herrin.)

Zigaretten portofrei) I omiſche Oper in zwei Aufzügenemptiehlt in bekannter Güte u von Pergoleſt,
bearbeitet von Hermann m

Sanmow Hierauf:
Nachf. (H. Spengler),
Geiststrasse 5. Der zerhrochene krug

Luſtſpiel in einem Aufzugwp von Kleiſt.

Siegreich
brennende

uriegs- Zigarren
in Feldposthriefen

(künf Zigarren oder dreissig

Donnerstag, den 20. Septbr. 1917:

Morul.
v

r r 7 Chemlsch reine: Klosettwaupier

R 25 PVon Julian Boroharaät. olle
ereis 60 Pf. (Porto s Fe) Ehe Salcyl- Pergankutra Rarkes nZu beziehen durch die Rolle (2 hege

Vogen 35 Pfg.
Volksbhuchhandliung

Allerteinste: Khrankpan dpier
Halle, Harz 42-44.

Rolle (5 Meter) 40Vo geltuttor u
di cduchnahchunSohwanen -Drogerie,

Halle (Saale), Harz 4Leipzigerſtraße.

S Familien Nachrichten. e

Plötzlich und unerwartet erhielten wir die erſchütternde

I Nachricht, daß mein lieber Mann, ſeiner Kinder treuſorgen-
der Vater, unſer lieber Sohn, Schwiegerſohn, Bruder und
Schwager, der Wehrmann

Friedrich Ulrich,
Jnhaber des Eiſernen Kreuzes,

im 34. Lebensjahre als Opfer des Weltkrieges gefallen iſt.
Dies zeigen ſchmerzerfüllt an

Die trauernde Witwe:

Marta Ulrich v.
nebſt Angehörigen.
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Nr. 219. 28. Jahrgang.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 18. September 1917.

Stadtverordnetenverſammlung.
Die üblichen Eingänge und Mitteilungen brtigſtes die neue Wwten als Wiqh

Eingabe des Gewerkſchaftskartells auf VerbeſſerunErnährungsverhältniſſe für die kommende n
Der ſtellvertretende Stadtverordnetenvorſteher, Juſtizrat

Föhring, verlas die ausführliche Eingabe, die wir bereits
am Mittwoch in unſerem Blatte veröffentlichten. Danach
meinte er, daß man dieſen Wünſchen und Forderungen im
vollen Umfange zuſtimmen könne. Der Vorſteher
ſchlug vor, da eine andere Mitwirkung der Stadtverordneten
verfammlung gar nicht möglich ſei, die Eingabe ſofort dem
Magiſtrat zur Berückſichtigung zu übergeben!

Dem wurde einmütig zugeſtimmt, was eine bisher noch nie
erlebte glatte Erledigung einer ſolchen Eingabe bedeutet. Leider

damit aber durchaus nicht geſagt, daß die Forderungen der
ingabe ebenſo t erfüllt werden. Das ſteht auf einem

ganz anderen Blatte.
Das gleiche Entgegenkommen fand eine vom Bürgervereins

ausſchuß eingereichte Eingabe auf Neuregelung derLe Sünde t redeh den Hefe Auch die dazu ausgeſproche-
nen Wünſche wurden dem Magiſtrat zur Berückſichtigung
überwieſen.

Eine Eingabe der Gemeindearbeiter verlangt im Hinblick
auf die M weiterſteigenden Preiſe eine Erhöhung der bis-
her gewährten Teuerungszulagen in der Weiſe, daß 50 Proz.
Zuſchlag zu den Löhnen gewährt werden möchte. Dieſe Forde-
rung iſt in aller Ausführlichkeit ſchriftlich J deshalb
ſchlug der ſtellvertretende Vorſteher vor, die Eingabe mit dem
De rial erſt an den Sozialen Ausſchuß zur Vorbereitung zu
geben.

Stadtv. Genoſſe Oſterburg meinte, daß es doch auch in
dieſem Falle angebracht ſei, die Eingabe ſofort dem Magiſtrat
zur Berück ſichtigung zu übergeben. Für die beiden vor
herigen Eingaben in der Lebensmittelfrage ſei man zu dieſer
raſchen Erledigung gekommen, weil die Logik der Tatſachen
dazu zwang. Das gelte aber auch für dieſe Eingabe: Die
ſtädtiſche Arbeiterſchaft leidet Not und ſie hungert teilweiſe
bereits. Alſo braucht ſie höhere Löhne, um ſich die notwendig
ſten teuren Nahrungsmittel kaufen zu können. Darüber ſei
ſo r und ſo viel geredet, daß weitere Vorberatungen über-
flüſſig ſeien. Man ſolle nur noch den Magiſtrat erſuchen, eine
entſprechende Vorlage zu machen. Er beantragte alſo Ueber
weiſung der Eingabe an den Magiſtrat zur Berückſichti-
gung.

Stadtv. Kühme und ſtellv. Vorſteher Föhring ſprachen
gegen dieſen Vorſchlag, ſo daß dann doch die Uebergabe an den
Sozialen Ausſchuß zur Vorberatung beſchloſſen wurde.
Außerhalb der Tagesordnung kam es nun zunächſt noch zu

einer

politiſchen Kundgebung gegen Wilſons Papſtnote.
Eine Anzahl Stadtverordnete verſchiedenſter politiſcher Rich

tung, unter Führung des Bergrats Fabian, hatten einen An-trag eingereicht, daß die Stadtverordnetenverſamm-
lung ſich durch Beſchluß dem Proteſt des Magiſtrats
gegen Wilſons Antwortnote an den Papſt anſchließen ſolle.

Stadtv. Fabian führte zur Begründung an, daß die Sache
jedem einzelnen ſo nahe gehe, daß es mit der Politik im engeren
Sinne nichts mehr zu tun habe. Aus Amerika ſei die einzige
Antwort auf die Papſtnote gekommen. Darin habe der Präſi-
dent Wilſon verſucht, das deutſche Volk von ſeinem Fürſten-
haus zu trennen. Er ſpekuliere auf Deutſchlands innere Zer-
ſetzung. Das verdiene einmütige ſchärfſte Zurückweiſung. Er
ſei dem Magiſtrat für die raſche energiſche Gegenkundgebung
dankbar und hoffe, daß die Stadtverordneten dem Proteſt ein
mütig zuſtimmen.

Stadtv. Genoſſe Hennig ſtellte zunächſt feſt, daß die Be
handlung dieſes Antrages eine Stellungnahme in politi-
ſchen Angelegenheiten bedeutet. Dagegen habe er durchaus
nichts einzuwenden, im Gegenteil, die Sozialdemokraten ſeien
immer dafür eingetreten, daß man innerpolitiſche Angelegen-
heiten in der Stadtverordnetenſitzung beraten könne. Das
Recht wurde aber vom Magiſtrat ſtets abgeſtritten. Noch als
wir vor etwa drei Jahren hier eine Eingabe an den Landtag
auf Einführung der geheimen Stimmabgabe bei den Gemeinde-
wahlen vorſchlugen, wurde die Beratung darüber von der Stadt
verordnetenmehrheit als politiſch J Das wird in Zu-
kunft nach der heutigen politiſchen Stellungnahme nicht mehr
angängig ſein. Wir werden alſo mit politiſchen Anträgen, die
unſere Gemeindeverfaſſung viel näher berühren wie die heutige
Kundgebung, erneut an die Stadtverordnetenverſammlung her-
antreten und erwarten dann gleiches Recht der Erörterung.

m Ekkehard.
Hiſtoriſcher Roman von Joſeph Viktor v. Scheffel.

„Da antwortete der Kaiſer: Das will ich dulden, ſo du mir
einen Bürgen ſtellteſt, daß ſie am dritten Tage wieder nieder
ſteigen zum Kerker.

„Dieweil man nun zu Tiſche ging im Kaiſerſaal, kam auch
der vermeinte Herr Dieterich mit ſeinen Mannen, und als die
Mahlzeit vollendet und man die Hände wuſch, ging die Jung-
frau um die Tiſche, als wolle ſie unter den reichen Herzoeßgen
und Herrn den Bürgen ſuchen, und ſprach zu Dieterich: Nun
gedenke, daß du mir aus der Not helfeſt, und nimm die Boten

auf dein Leben. g„Er aber ſprach: Jch bürge dir, du allerſchönſte Maid.
„Und er gab dem Kaiſer ſein Haupt zum Pfand, und derler ſchicte ſeine Mannen mit ihm, daß ſie den Kerker öff-

neten.
„Drin lagen die Geſandten elend und in Unkräften. Als

man die Kerkertüren einbrach, ſchien der helle Tag ins Verließ,
der blendete die Armen, denn ſie waren ſein nicht mehr ge-
wohnt. Da nahmen ſie die zwölf Grafen und ließen ſie aus
dem Kerker gehen jedweden folgte ſein Rittersmann, und das
Gehen fiel ihnen ſauer. Voran ſchritt Lupolt, ihr Führer, der
hatte ein zerriſſen Schürzlein um die Lenden geſchlungen, und
ſein Bart war lang und ſtruppig, der Leib aber zerſchunden.
Herr Dieterich ſtund traurig und wandte ſich zur Seite, daß ſie
ihn nicht erkennten, und hielt mit Gewalt die Tränen an,
denn noch niemals war ihm das Leid ſo nah ritandeg Er
hieß ſie zur Herberge führen und pflegen, und die Grafen
ſprachen: Wer war der, der ſeitab ſtand? der will uns ſicher
wohl. Und ſie lachten in Freud und Leid zugleich, aber kann-
ten ihn nicht.

„Anderen Tages nun lud die Kaiſerstochter die Vielgeprüften
zu Hofe und ſchenkte ihnen gute funkelnde Gewänder und ließ
ſie in die warme Badſtube ſetzen und einen Tiſch richten, ſie zu
atzen. Wie nun die Herren ſaßen und ihres Leids ein Teil
vergaßen, nahm Dieterich ſeine Harfe und ſchlich hinter den
Umhang und ließ die Saiten erklingen: er griff die Singweiſe,
die er einſt gegriffen am Meeresſtrand. Lupolt hatte den
Vecher erhoben, da entſank er ſeiner Hand, daß er den Wein
niedergoß auf den Tiſch, und einer, der das Brot ſchnitt, ließſein Meer fallen, und alle horchten ſtaunend: voller und
heller erkkang ihres Königs Singweiſe. Da ſprang Lupolt
über den Tiſch und alle Grafen und Ritter ihm nach, als wär
ein Hauch alter Kraft plötzlich über ſie gekommen, und ſie
riſſen den Umhang nieder und küßten den Harfner und knietenvor ihm, und des Jubels war kein Ende.

Sachlich ſei es kaum angängig auf die A des
Herrn Fabian einzugehen. müſſe aber feſtſtellen,
daß die Aeußerungen Wilſons nicht unbeſtritten ſo lauteten,
wie ſie hier ausgelegt wurden. Von einer Loslöſung des deut-

Volkes vom Kaiſer habe Wilſon gar nicht zem Er
abe vielmehr re in einer zweiten Erklärung dieſe Abſicht

ausdrücklich gele nt und geſagt, daß man nur mit einer ver
antwortlichen Regierung, die ſich wirklich auf dem Volke ſtütze,
Frieden ſchließen kann. Ohne eine demokratiſch verantwort-
liche Regierung in Deutſchland habe man keine Sicherheit, daß
die zu treffenden Abmachungen auch wirklich eingehalten wer
den. Das ſei ein durchaus begreiflicher Wunſch, dem wir uns
nicht verſchließen könnten. Auch uns bietet doch beſtimmt eine
Friedensabmachung mit der neuen ruſſiſchen demokratiſchen
Republik größere Sicherheit, als wenn wir mit Vertretern des
Zarismus zu tun hätten. Die ausländiſchen Demokratien
wollen eben möglichſt auch von Deutſchland wiſſen, daß das
Volk einen beſtimmenden Einfluß auf ſeine Geſchicke ins
beſondere auf die Friedensabmachungen hat. Selbſtverſtändlich
iſt es unſere innere Angelegenheit, wie wir uns den demo-
kratiſchen Einfluß erringen. Dieſe e Aufgabe
ſei aber in Deutſchland noch zu erfüllen. lich beruht
daher der Antrag des Herrn Fabian auf eine irrtümliche Dar
ſtellung und Auffaſſung von der Wilſonnote. Deshalb könne
man dem Antrage nicht zuſtimmen. Aber auch ſchon ſeines
ganzen Tones und der Art der Abfaſſung willen könne dem un
gewohnten Magiſtratsproteſt keinesfalls beigetreten werden.

Oberbürgermeiſter Rive erklärte nach dieſen Ausführungen
kurz und ſchroff: Etwas anderes habe er vom Stadtv. Hennig
nicht erwartet. Jn kommunalen Dingen ſetze er ſich mit ihm
ſtets auseinander. Aber in allen Dingen des Vaterlandes, in
dem, was allen heilig ſei, gebe es für ihn keine Aus-
r derfſesung mit der Richtung, der Hennig ſich
zuzählt.

Prof. Stadtv. Finger will in dem Beſchluß keine politiſche
Kundgebung ſehen. Er finde es unbegreiflich, daß Herr Hennig
für Wilſon noch Wärme empfinden könne und bedaure, daß die
Sozialdemokratie noch Sympathien für die plutokratiſche Demo
kratie Amerikas habe.
Stadtv. Herzfeld hält den Proteſt für eine politiſche
Selbſtverſtändlichkeit. Daneben kann man innerpolitiſch ſelbſt
noch den Wunſch nach ſtärkerer Beteiligung des Volkes an der
Regierung haben. Und der Ton der Magiſtratskundgebung
wäre wohl nur ſo temperamentvoll, weil ſie als raſcher Gegen-
ſchlag erfolgte. Jetzt würde man ſie wohl ſchon anders abgeſaßt
haben. Trotzdem müſſe man ihr einmütig zuſtimmen.

Stadtv. Genoſſe Hennig verwahrte ſich dagegen, für Wil-
ſons plutokratiſche Republik irgendwelche Wärme geäußert zu
haben. Er habe die Republik mit keinem Worte erwähnt, ſon
dern habe davon geſprochen, daß es in Deutſchland doch
wirklich notwendig ſei, einen größeren Einfluß der
Bevölkerung auf die Geſetzgebung und insbeſondere den
Friedensſchluß ſicherzuſtellen. Das ſei ganz unabhängig von
ähnlichen Wünſchen Wilſons ſchon längſt unſere Anſicht und
unſer gutes Recht. Zu der ſchroffen Abſage des Oberbürger-
meiſters ſei nur zu ſagen, daß ſie uns ganz kalt läßt und gar
nicht aufregt. Es iſt das nur der bekannte Herrenſtand-
punkt. Aber in der Zeit der Neuorientierung eröffnet dieſe
Bemerkung ja recht herrliche Ausſichten. Prof. Finger habe im
Ausſchuß einmal davon als von verklungenen, jetzt einge-
roſteten Tönen geſprochen, aber hier dringen uns dieſe
Töne von derſelben alten Leyer entgegen, die wir aus der Zeit
vor dem Kriege ſo gut kennen. Uns ſtört dieſe Abſage Dr.
Rives nicht, ſie läßt uns vollſtändig kalt, da wir
uns bewußt ſind, die wahren Intereſſen des Volkes im weiteſten
Sinne zu vertreten. (Zuruf des Oberbürgermeiſters: Sie
Worauf Genoſſe Oſterburg zurückrief: Ja. wirl Die Jnter-
eſſen des Volkes

Der Antrag Fabian wurde nunmehr mit allen gegen ſechs
Stimmen angenommen.

Nun erſt begann man mit der Beratung der Tagesordnung,
die folgende Gegenſtände umfaßt:

Ueber den Ausbau des Roten Turms ſagt eine Vorlage des
Magiſtrats: Durch die Beſchlüſſe der ſtädtiſchen Körperſchaften
iſt als Stiftung für die Jahrhundertfeier der Vereinigten
Friedrichs- Univerſität Halle- Wittenberg die Erweiterung der
im Roten Turm beſtehenden Akademiſchen Leſehalle
durch Ausbau und Einrichtung der jetzt noch nicht dazu ge-
hörigen Räume des Obergeſchoſſes, ſowie durch Schaffung eines
zweiten Ausganges nach dem Erdgeſchoß beſchloſſen. Die hier-
zu notwendigen Mittel ſind aus den Ueberſchüſſen der ſtädti-
ſchen Sparkaſſe vom Jahre 1916 bereitgeſtellt worden. Die
Mietverträge über die Läden, die auf dem für die Erweiterung
der Akademiſchen Leſehalle in Betracht kommenden Flügel des
Roten-Turm-Vorbaues liegen, laufen am 30. September 1917
ab. Da ſich zurzeit noch nicht überſehen läßt, wann die Er-
weiterungsbauten ausgeführt werden können, wurde beſchloſſen,
die Läden an die bisherigen Mieter zu den bisherigen Preiſen
auf unbeſtimmte Zeit weiter zu vermieten. Für das Miet-

„Da wußte die Jungfrau, daß er treu und wahrhaft der
König Rother von Wikingland war, und tat einen lauten Freu-
denruf, daß Konſtantinus, ihr Vater, herzugelaufen kam er
mochte wollen oder nicht, ſo mußte er ſie zuſammengeben, und
die Geſandten ſtiegen nimmermehr in ihren Kerker, und Rother
hieß nimmermehr Dieterich und küßte ſeine Braut und fuhr
mit ihr heim übers Meer und war ein glückſeliger Mann und
hielt ſie hoch in Ehren, und wenn ſie in Minne beiſammen-
ſaßen, ſprachen ſie: Gelobt ſei Gott und Manncemut und
kluger Kammerfrauen Liſt!

„Das iſt die Mär vom König Rother!“
Praxedis hatte lang erzählt.

„Wir ſind wohl zufrieden,“ ſprach die Herzogin
Schmied Weland den Preis davontragen wird,
nach Rothers Geſchichte ein weniges zweifelhaft.“

Herr Spazzo ward drob nicht böſe: „Die Kammerfrauen in
Konſtantinopel ſcheinen die Feinheit mit Löffeln gegeſſen zu
haben,“ ſprach er. „Aber ſollt' ich auch beſiegt ſein, der letzte
hat noch nicht geſungen.“

Er ſah auf Ekkehard hinüber. Aber der ſaß wie ein Traum-
bild in ſich verſunken. Er hatte vom König Rother wenig
vernommen, der Herzogin Stirnband mit der Roſe war das
Ziel ſeiner Augen geweſen, dieweil Praxedis erzählte.

Uebrigens glaub' ich die Geſchichte kaum,“ fuhr Herr
Spazzo fort. „Vor Jahren bin ich im Biſchofshof zu Konſtanz
drüben beim Wein geſeſſen, da kam ein griechiſcher Reliquien-
verkäufer, der hieß Daniel und hatte viel heilige Leiber und
Kirchenſchmuck und künſtlich Geräte bei ſich. Dabei war auch
ein altertümlich Schwert mit edelſteinbeſetzter Scheide, das
wollt' er mir aufſchwatzen und ſprach, es ſei das Schwert des
König Rother, und wären die güldenen Taler bei mir nicht
ebenſo dünn geſäet geweſen wie die Haare auf des Griechen
Scheitel, ich hätt' es gekauft. Der Mann erzählte, mit dem
Schwert hab' Herr Rother mit dem König Ymelot von Babylon
geſtritten um des Kaiſers Tochter, aber von goldenen Schuhen
und Kammerfrauen und Harfenſpiel hat er nichts gewußt.“

„Es wird noch vieles auf der Welt wahr ſein, ohne daß Jhr
Kenntnis davon habt,“ ſprach Praxedis leicht.

Der Abend dunkelte. Mit gelbem Schein war der Mond
aufgeſtiegen, würziger Duft durchſtrömte die Lüfte, im Ge-
büſch und am Felshang flimmerte es von Leuchtkäfern, die ſich
anſchickten auszufliegen. Ein Diener kam herab und brachte
Windlichter; von ölgetränktem Linnen wie von einer Laterne
umfangen, brannten die Herzen. Es war lind und lieblich im
Garten.

Der Kloſterſchüler ſaß vergnügt auf ſeinem Schemel und
hielt die Hände gefaltet wie in Andacht.

„Was meint unſer junger Gaſt?“ fragte die Herzogin.

„und ob der
ſcheint uns

wurde zugeſtimmt.
Der Magiſtrat hat weiter beſchloſſen, eine Hindenburg-Gabe

von 15 000 Mk. aus dem Kriegsfonds zu betwilligen. Die Stadt-
verordnetenverſammlung gab dazu ihre Zuſtimmung. Weiter
wurde beſchloſſen, wie in den Jahren 1915 und 1916, der Deut-
ſchen Dichter-Gedächtnis-Stiftung zur Verteilung von guten
Büchern an die Soldaten im Felde, auf den Kriegsſchiffen und
in den Lazaretten ſowie an die deutſchen Gefangenen im Aus
lande 200 Mk. zu bewilligen.

Weſentlich erhöhte Teuerungsgelder für Beamte
ſind in einer umfangreichen Vorlage vorgeſehen. Der Magi
ſtrat hat folgendes beſchloſſen: Es werden der ſtaatlichen Rege
lung über die Kriegsteuerungszulagen entſprechend den Magi
ſtratsbeamten und ſtändig beſchäftigten Angeſtellten
Oberlehrern, Mittel- und Fachſchullehrern neben der
laufenden Teuerungszulage vom 1. Juli 1917 an laufende
Kriegsbeihilfen nach folgenden Grundſätzen bewilligt:

A. Unverheirateten mit einem Jahresdienfteinkommen bis zu
6000 Mk. monatlich 25 Mk.

B. Verheiratete: a) deren Stellen-Höchſtgehalt bzw. Jahres
dienſteinkommen ohne Nebenbezüge weniger als 3200 Mk.
beträgt, monatlich 30 Mk. und für jedes Kind monatlich 3 Mk.

b) deren Stellen-Höchſtgehalt bzw. Jahresdienſteinkommen
ohne Nebenbezüge 3200 Mk. bis (einſchließlich) 6000 Mk.

monatlich 45 Mk. und für jedes Kind monatlich 4,50
ark;
c) deren Stellen-Höchſtgehalt bzw. Jahresdienſteinkommen

ohne Nebenbezüge mehr als 6000 Mk. beträgt, monatlich 60
Mark und für jedes Kind monatlich 6 Mk.

C. Lehrer und Lehrerinnen an den Mittelſchulen und höheren
Schulen einſchließlich Fachſchulen erhalten die Kriegsbeihilfen
nach den ſtaatlichen Grundſätzen. Die ſtaatlichen Sätze ſind
folgende:

a) Verheiratete mit einem Dienſteinkommen (ohne Woh
nungsgeldzuſchuß) bis 13 000 Mk. erhalten:

Unterbeamte 360 Mk., mittlere Beamte 540 Mk., Beamte der
4. und 5. Rangklaſſe 720 Mk., Beamte der 2. und 3. Rangklaſſe
900 Mk. Für jedes Kind werden außerdem noch 10 Prozent
des eingeſetzten Grundbetrages mehr gewährt. Unverhei
ratete (männliche und weibliche) mit einem Dienſteinkommen
von nicht mehr als 6000 Mk. (einſchl.) erhalten durchweg 300
Mark jährlich. Kinderzulagen ſind zu zahlen für jedes Kind
unter 15 Jahren ſowie für Kinder von 15 bis zu 18 Jahren,
falls dieſe noch von den Eltern mit Rückſicht auf die Schul- oder
Berufsausbildung unterhalten werden und nicht ein eigenes
Monatseinkommen von mehr als 30 Mk. haben. Jm Falle
der Erwerbsunfähigkeit oder Krankheit können auf Antrag auch
Kinder über 18 Jahre berückſichtigt werden. Witwer, Witwen
und Geſchiedene, die keinen eigenen Hausſtand führen, ſowie
verheiratete weibliche Angeſtellte erhalten die Zulage für
Ledige. Ledige, die Angehörigen im gemeinſchaftlichen Haus-
ſtande Unterhalt gewähren, werden den Verheirateten ohne
Kinder gleichgeſtellt. Die im Heeresdienſt befindlichen Magi-
ſtratsbeamten und Angeſtellten der Gruppe B erhalten an
Kriegsbeihilfe die vorſtehende Kinderzulage zuzüglich eines Zu-
ſchlags von 12 Mk. monatlich für jedes Kind. Die Koſten für
dieſe Kriegsbeihilfen betragen für 6 Monate rund 290 000 bis
300 000 Mk. und ſind dem Kriegsfonds zu entnehmen.

Stadtv. Gen. Em mer bemängelte, daß hier eine Erhöhung
der Zulage nur für Beamte, nicht für Arbeiter einge-
führt werde. Das ſei doch ſehr zu bedauern. Eine Arbeiter-
forderung müſſe aber um ſo eher erhoben werden, als doch hier
ſogar Beamte mit über 13 000 Mk. 900 Mk. zugelegt erhalten,
obwohl ſie es wahrlich nicht ſo nötig haben, wie die niederen
Arbeiterſchichten. Redner wies dann noch auf die Bedenken hin,
die ſich aus dem Gegenſatz ergibt, daß hier ſtark aufgebeſſert
wird, während andererſeits die Gewerbetreibenden
durch Betriebszuſammenlegungen in ſchwere Notlagen
kommen. Das gebe zu ſtarken Oppoſitionsgefühlen gegen hohe
Beamtenzulagen Anlaß.

Stadtv. Kühme ſchloß ſich dieſen letzteren Ausführungen
an und teilte mit, daß jetzt ſchon frühere Gewerbetreibende auf
Armenunterſtützung angewieſen ſeien. Das ſei um ſo ſchlim-
mer, als Arbeiter bei Notfällen ihre Arbeitsloſengelder nicht
als Armenunterſtützung angerechnet erhalten.

Stadtv. Genoſſe Hennig wies noch darauf hin, daß die
Teuerungszulage wieder auf dem alten Grundſatz aufgebaut
ſei, daß dem, der ſchon viel hat, das meiſte zugelegt
werde. Das ſollte man doch eigentlich in der Kriegszeit endlich
überwunden haben. Aber hier iſt dieſe Art Zulage ſogar eine
ſtaatliche Norm geworden, gegen die man kaum aufkommen
kann. So bekommen jetzt notleidende Unterbeamte nur 360 Mk.,
hochbezahlte Beamte aber 900 Mk. Teuerungszulage. Dieſer

„Jch wollte mein ſchönſtes lateiniſches Buch geben,“ ſprach
er, „wenn ich es hätte mit anſehen können, wie der Rieſe
Asprian den Löwen an die Wand warf.“

„Du mußt ein Recke werden und ſelber auf Rieſen und
Drachen ausziehen,“ ſcherzte die Herzogin.

Aber das leuchtete ihm nicht ein: „Wir bekommen mit dem
Teufel zu ſtreiten,“ ſagte er, „das iſt mehr.“

Frau Hadwig war noch nicht geſtimmt, aufzubrechen. Sie
knickte ein Zweiglein vom Ahorn in zwei ungleiche Stücke und
trat zu Ekkehard. Der fuhr verwirrt auf.

„Nun,“ ſprach die Herzogin, „ziehet! Jhr oder ich.“
„Jhr oder ich!“ ſprach Ekkehard ſtumpf. Er zog das kürzere

Ende. Es gleitete ihm aus der Hand; er ließ ſich wieder auf
ſeinen Sitz nieder und ſchwieg.

„Ekkehard!“ ſprach die Herzogin ſcharf.
Er ſchaute auf.
„Jhr ſollet erzählen
„Jch ſoll erzählen murmelte er und fuhr mi

über die Stirn. Sie war heiß; es ſtürmte drin.
„Ja wohl, erzählen! Wer ſpielt mir die Laute dazu?“
Er ſtand auf und ſah in die Mondnacht hinaus. Verwundert

ſchauten die andern ſein Gebaren. Er aber hub mit klang-
loſer Stimme an:

„Es iſt eine kurze Geſchichte. Es war einmal ein Licht, das
leuchtete hell und leuchtete von einem Berg hernieder und
Itete in Regenbogenfarben und trug eine Roſe im Stirn-
and.n goſe im Stirnband?!“ brummte Herr Spazzo kopf-

ſchüttelnd.
Und es war einmal ein dunkler Nachtfalter,“ fuhr Ekke-

hard in gleichem Ton fort, „der flog zum Berg hinauf und flog
um das Licht und wußte, daß er verbrennen müſſe, wenn er
hineinfliege, und flog doch hinein, und das Licht verbrannte
den Nachtfalter, da ward er zur Aſche und vergaß des Fliegens!
Amen!“

R ech ten

Frau Hadwig ſprang unwillig auf.
„Jſt das Eure ganze Geſchichte?“ fragte ſie.
„Meine ganze Geſchichtel“ ſprach er mit unveränderter

Stimme.
„Es iſt Zeit, daß wir hinaufgehen,“ ſagte Frau Hadwig ſtolz.

„Die Nachtluft ſchafft Fieber.“
Sie ſchritt mit verächtlichem Blick an Ekkehard vorüber.

Burkhard trug ihr die Schleppe. Ekkehard ſtand unbeweglich.
Der Kämmerer Spazzo klopfte ihm auf die Schulter: „der
Nachtfalter war ein dummer Teufel, Herr Kaplan!“ ſprach er
mitleidig. Ein Windſtoß kam und blies die Lichter aus. „Er
war ein Mönchl“ ſprach Ekkehard gleichgültig, „ſchlafet wohl

Fortſetzung folgt.



Begenſah mſe kritiſerk werden und van müſſe
das et Mißverhältnis bei einer Beſoldungsneirregel
e eiſeam weitgehendſten bedacht werden.
Die geſamte Vorlage wurde nunmehr von der gr

heit der Stadtverordneten, bei nur einigen Stimm
angenommen.

tn
rwunden werde, daß dann die Schlechtgeſtellten

en Mehr
enthaltungen,

Eine Nebenvorlage zu den neuen Tenuerungszuſchüſſen iſt die
Bewilligung von S P Reiſekoſten der
herren. Die Verſammlung

tsmit Rüdſicht hdie im Jahre 1907 feſtgeſetzten ſeid ſetäre in gegenwärtiger

Zeit völlig unzureichend ſind, zu den im S 3, 2 des Ortsſtatuts
vom 11.
bis zur Abänderung des Ortsſtatuts

Oktober 1907 feſtgeſetzten Tagegeldern bei Dienſtreifen
uſchläge von 7 bis 4,50

Mark zu gewähren, ſo daß alſo gezahlt werden bei a) 25 Mk.,
b) 21 Mk., o) 18 Mk., d) 12 Mk., e) 9 Mk. Für die Vertretung
im Herrenhaus wird ein
Zukunft alſo 80 Mk.)
entnommen werden.

Zu dem erzielten Reberſchuß des Elektrizitätswerks wurde be
ſchloſſen, den vorgelegten Jahresabſchluß des Elektrizitätswerks
für 1916 und die eingetretenen Etatsüberſchreitungen von
37 323,62 Mk. zu genehmigen. Von dem 545 019,34 Mk. be
tragenden Gewinn ſind 538 460,03 Mk. an die Stadthaupt-
kaſſe hier abzuführen und 6559,81 Mk. zur außerordentlichen
Schuldentilgung zu verwenden.

Der Ankauf von Lagerräumen für das ſtädtiſche Lebens
mittelamt iſt notwendig geworden. Nun hat die Firma
F. Jarobine im Jahre 1914 auf dem Gelände des, ſtädtiſchen

Die Mehrkoſten ſollen dem

Schlacht und Viehhofes einen Getreideſpeicher errichtet. Der
Grund und Boden iſt Eigentum der Stadt verblieben. Seit
dem 15. Februar 1915 wird der Speicher von dem Stadternäh-
rungsamte gegen eine Miete von 1440 Mk. jährlich benutzt,
während Jacobine der Stadt für die Hergabe des Geländes eine
jährliche Pacht von 573 Mk. zahlt. s bietet ſich jetzt die
Möglichkeit, den Speicher von der Firma Jacobine zum Preiſe
von 8500 Mk. zu erwerben. Nach der Auskunft des Hoch-
bauamtes befindet ſich der Speicher in einem guten baulichen
Zuſtande, der Neubau des Speichers würde jetzt einen Koſten-
aufwand von 14 000 Mk. erfordern. Der geforderte Kaufpreis
wird daher als durchaus angemeſſen bezeichnet. Bei dem Man-
gel an ſtädtiſchen Lagerräumen und mit Rückſicht darauf,
der Speicher für die Zwecke des Stadternährungsamtes n
lange Zeit wird benutzt werden müſſen und, falls er hierfür
nicht mehr benötigt wird, für die Zwecke des Schlacht und
Viehhofes außerordentlich nutzbringend verwertet werden kann,
wurde der Ankauf beſchloſſen.

Stadtv. Em mer drückte die Hoffnung aus, daß der Speicher
den Anfang zu der Einrichtung einer Großmarkthalle in
unſerer Stadt bilden werde. Das ſei längſt eine Notwendig-
keit geworden.

Eine bemerkenswerte Auseinanderſetzung ergab ſich nun
wieder bei der Beratung über die Fortdauer der Gültigkeit des

Kriegsvertrages für das Stadttheater.
Jnfolge des Weltkrieges wurde für die Theaterſpielzeit

1915-16 und 1916-17 mit Direktor Sachſe ein W in
einigen Teilen vom Hauptvertrag abweichender Vertrag ge
ſchloſſen. Dieſe Verträge hatten den Zweck, dem Theaterdirek-
tor die Fortführung des Theaters während der Kriegszeit zu
ermöglichen. Die Veränderungen beſtehen hauptſächlich darin,
daß der Direktor den Theateran geſtellten Mindeſt-
gehälter zahlen und die Stärke des Chors und Orcheſters
um je s Mitglieder herabſetzen kann. Da ein Ende des Krieges
nicht abzuſehen iſt, ſtellt Herr Sachſe den Antrag auf eine
weitere Verlängerung des Kriegsvertrages um ein Jahr.

Der Magiſtrat wollte den Vertrag ohne Aenderung fortſetzen;
jedoch ſchlug der Theaterausſchuß vor, daß dem Theaterperſonal
von Anfang an die vollen Friedensgagen gezahlt werden ſollen.

Stadtv. Herzfeld führte dazu begründend aus: Gekürzte
Gehälter und erſt ſpätere Nachzahlung des Reſtes führten zu
einer unſoliden Pumpwirtſchaft. Das Exiſtenzminimum müſſe
von vornherein gewährt werden. Das Theater floriere ſo gut,
daß der Direktor nach den großen UNeberſchüſſen des letzten
Jahres bei der Vollzahlung der Gagen keine Gefahr laufe,
Schaden zu erleiden.

Stadtrat Greßler und Oberbürgermeiſter Rive wehrten
ſich gegen dieſen Vorſchlag des Theaterausſchuſſes ganz ent-
ſchieden. Der Direktor könne nicht gleich die vollen Gehälter
zahlen, da er, ſolange der Krieg dauert, noch ein zu großes
Riſiko ganz allein zu tragen habe.

Stadtv. Herzfeld erwiderte, da eben erſt beſſerbezahlten
Beamten höhere Teuerungszulagen bewilligt wurden, könne
man doch den ſchlechtergeſtellten Theaterleuten nicht noch ihr
Friedenseinkommen vorenthalten. Das Riſiko des Direktors
ſei nicht mehr ſo erheblich, denn er habe außer den garantierten
15 000 Mk. im Winterhalbjahre noch 30000 Mk. anteiligen
Reingewinn und im Sommerhalbjahr außer den garantierten
4500 Mk. noch 10 000 Mk. anteiligen Reingewinn gemacht, alſo
eine perſönliche Einnahme von 59 500 Mk. gehabt. Bei ſolchem
Gewinn könnte er ein Riſiko ſehr wohl tragen. Statt der ge-
kürzten Gagen ſeien vielmehr Teuerungszulagen durchaus an
gebracht.

Der Oberbürgermeiſter teilte mit, daß Teuerungs-
zulagen im Theater bezahlt werden, wandte ſich aber nochmals
gegen den Vorſchlag des Theaterausſchuſſes auf Zahlung der
vollen Gagen.

Die Stadtverordnetenverſammlung ſtimmte jedoch mit großer
Mehrheit dem Antrage des Ausſchuſſes und in dieſem
Sinne dann dem Kriegsvertrage zu. Der Herr Theater-
direktor wird nach dieſer Verhandlung ſeufzend ausrufen: Gott
behüte mich vor meinen Freunden, die dieſe Debatte begannen.

Sie haben mit dem formaliſtiſch-kleinlichen Standpunkt dem
Direktor und ſeinem Kunſtinſtitut wahrlich nicht genützt. Und
daneben war ihre Gegenwehr ſinnlos und zwecklos.

Für die Aufſtellung eines neuen Geſamtbebauungsplanes
empfiehlt der Magiſtrat, in Uebereinſtimmung mit der Bau-
devutation, die Annahme einer in dieſem Fach ganz beſonders
ausgebildeten Kraft, eines Spezialiſten.
ſtc lung des Planes wie auch den Anſiedlungs- und Bebauungs-
fragen ſeine volle Arbeitskraft widmen. Für unſere Stadt iſt
dieſe Tätigkeit jetzt von ganz beſonderer Bedeutung, weil durch

uſchlag von 6 Mk. 7
riegsfon

Dieſer ſoll der Auf

e Schloſſen werden. e e aber iſt, durch einen neuena die Erfahrungen, die der 443 auf dem Ge
biete des Wohnun e hat, voll zu Guten ausgezeitigtrade e rheit wlrd ſich mer u cm Jahre er
trecken, es ſoll daher eine Beamtenſtelle nicht geſchaffen werden,
die Annahme der Kraft ſoll auf Grund eines Privatdienſtver
trages gegen erfolgen. Als Jahresve werden 10 Mk. vorgeſchlagen. Eine Steigerung t ge
plant, jedoch ſoll gleich bei der Beſetzung eine Sonderver
von 20 000 Mk. bei gutem Abſchluß der Arbeiten in Ausſich
geſtellt werden. Zureiſekoſten ſollen gemäß dem Gemeinde
beſchluß betreffend Erſtattung von Umzugsloſten an Beamte
ugebilligt werden. Der Magiſtrat beantragt Zuſtimmung und
ewilligung der Koſten für das laufende Rechnungsjahr aus

dem gemeinſchaftlichen Dispoſitionsfonds: 5000 Mk. Jahres-
vergütung ſowie 8000 Mk. für Hilfskräfte, Räume uſw., zu
ſammen 8000 Mk. hierbei iſt angenommen, daß die Beſetzung
zum 1. Oktober d. J. gelingt.

Stadtv. Em mer ſprach ſich gegen dieſe Tr aus,
da man ja noch gar nicht wiſſe, wie der Krieg ausgehe und was
die Stadt dann noch für Entwicklungsmöglichkeiten habe. Er
beantrage zum mindeſtens aber die Vorausbewilligung der
20 000 Mk. zu ſtreichen und ſei der Anſicht, daß unſere Stadt
z den adtbebauungsplan am Beſten ſelber machen
önnten.
Der Antrag Emmer wurde jedoch abgelehnt und nur be

ſchloſſen, daß der Magiſtrat „bis zu 20 000 Mk. Sonderver-
gütung“ in Ausſicht ſtellen dürfe. Außerdem ſoll die Anſtellung
erſt zum 1. April nächſten Jahres erfolgen.

Als letzte wichtige Sache kam noch der Antrag Gröbel und
Genoſſen auf

Errichtung eines ſtädtiſchen Mieteinigungsamtes

zur hStadtv. Genoſſe Gröbel ging begründend darauf ein, daß
vor zwei Jahren die rer auf Errichtung von Miet-
einigungsämtern abgelehnt worden iſt. Und doch ſeien ſie
ebenſo ſegensreich wie die Gewerbegerichte. Alle die vielen
e die Verſprechungen des Hansbeſitzers, mündliche
Ankündigungen von einer oder der anderen Seite, Beſchwerden
über die Wohnung oder das Verhalten der Beteiligten führen
jetzt zu zahlloſen Laufereien zur Polizei und zu gerichtlichen
Klagen, die wiederum Rennen und Laufen und Koſten in ſtar-
kem Maße verurſachen. Redner ſchilderte an Hand durch-
ſchlagender Zahlen die äußerſt ſegensreiche Wirkſamkeit der
Einigungsämter anderer Städte, die durchweg 80 Prozent und
ſogar bis zu 96 Prozent der Streitigkeiten durch gegenſeitige
Einigung erledigt hätten. Auch behördliche Maßnahmen in
den umliegenden Kreiſen zeugen davon, die General
kommandos zwansweiſe dazu übergehen, die Mietbeſchwerden
insbeſondere Kündigungen oder Mieterhöhungen, vor Schieds-
ämtern erledigen zu laſſen. Auch der Bundesrat drängt auf
Regelung dieſer Sache durch die Städte, und er hat aushilfs-
weiſe angeordnet, daß dort, wo Mieteinigungsämter noch nicht
beſtehen, die Amtsgerichte dieſe Funktionen ausüben
ſollen. Es liege alſo eine allgemeine Anerkennung des Be-
dürfniſſes nach Mieteinigungsämtern vor, ſo daß man dem
Antrage auch hier nun wohl nachgeben müſſe.

Stadtv. Herzfeld hatte eine ganze Anzahl verſchieden-
artigfter Bedenken gegen die Einigungsämter. Obwohl er
Hausbeſitzerintereſſen vertritt, meinte Herr Herzfeld doch, daß
die Aemter ſchließlich noch gar den re itzer n mäßigen
Mietſteigerungen direkt anregen könnten. Er ſchlug vor, die
Sache dem Rechts- und Verfaſſungsausſchuß zu überweiſen.

Stadtv. Prof. Fin 4 r trat dem entgegen und wünſchte die
Zuſtimmung zu der Eingabe des Gewerkſchaftskartells, wobei
von dem Redner noch auf die Wirkſamkeit der Gewerbe und
Jnnungsſchiedsgerichte als Vorbild hingewieſen wurde.

Stadtv. Genoſſe Gröbel trat noch einigen Bemerkungen
des Herrn Herzfeld entgegen. worauf dann der Antrag, den
Magiſtrat um Errichtung eines ſtädtiſchen Mieteinigungsamtes
zu erſuchen, mit großer Mehrheit Annahme fand.

Der letzte Punkt der Tagesordnung war eine von Stadtv.
Hennig und Genoſſen geſtellte

Anfrage an den Magiſtrat über Schulreformen.
Sie lautete:

1. Wie ſteht es mit der vor drei Jahren beſchloſſenen Ein
richtung von Förderklaſſen für die Volksſchulen?

2. Was gedenkt der Magiſtrat zur Schulreform, zur
o und Vereinheitlichung des Schulbildungsweſens zu

n?
Wegen der vorgerückten Zeit beantragte Genoſſe Hennig

die Sache zu vertagen.
Oberbürgermeiſter Dr. Rive beſtand aber auf ſofortige

Erledigung und erklärte dann, daß er folgendes auf die An
frage zu antworten habe: Die Einrichtung von Förderklaſſen
unterſteht der Genehmigung des Miniſters und dieſe Ge-
nehmigungiſt noch nicht erteilt. Ueber die zweite Frage
wird der Magiſtrat nach Friedensſchluß antworten.

Stadtv. Genoſſe Hennig erklärte die Art, wie der Ober-
bürgermeiſter die ſofortige Verhandlung und Erledigung er-
reichen wolle, für eine bewußte Unfreundlichkeit. Zahlreiche
große Städte hätten im Kriege ihre Schulreformen vorbereitet
und teilweiſe ſogar durchgeführt. Darüber müſſe man doch
auch hier wenigſtens beraten dürfen.

Auf ſeinen Antrag hin, wurde dann nach längerer Geſchäfts-
ordnungsdebatte doch noch beſchloſſen, die ſachliche Verhandlung
der Angelegenheit bis zur nächſten Sitzung zu ver
tagen.

Allerlei.
Der Suff als Erziehungsmittel.

Um die Verrohung der Jugend machen ſich jetzt viele Leute
große Sorgen. Sie denken aber immer nur an die Ar
beiterjugend. Es wird Zeit, daß ſie ihre Fürſorge auch
der ſogenannten gebildeten Jugend zuwenden, zum Beiſpiel
gewiſſen Kreiſen der ſtudierenden Jugend. Da ſind vor allem
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Bekanntmachung.
Vom Montag, den 1. Oktober d. J. ab, fällt der Aufenthalt

*102beim Schnellzuge D 106 in Eisleben (ab 200) fort

Halle (Saale), den 13. September 1917.
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die Korpsſtudenten, das re

en n erſ n x n und ber ge
erer n gdarauf aufmerkſam) nun entſchieden ejenigen,die die ſtudentiſ ranlae las tie ens
reformieren wollen. Denn man e: „Die

teltrinkens und des BVieltrinkenlaſſens iſt notwendig.“ Wes-
halb? fragt man erſtaunt. Und erhält die Antwort:

„Verbieten wir das Vollpnmpen, ſo geben wir ein Erzie-
hungsmittel aus der Hand.“

Die Kneipe ſei für den Studenten, was der ademarſund der Kaſernenhofdrill für den Soldaten ſei. S ſind v

wirklich wundervolle Erzjehungsgrundſätzel Jn den Kneip-
räumen ſitzen aber nicht kur bemooſte Häupter von einigen 20
Jahren, ſondern auch junge Bürſchchen von 19 Jahren und noch
weniger. Wie wäre es, wenn hier eine ſtarke Hand mit einem
„Erziehungserlaß“ eingriffe? Auch der Sparzwang wäre da
wohl eher angebracht als bei jungen Arbeitern, die w
nur das verbrauchen, was ſie ſelbſt erarbeiten. Was aber die
Herren Studenten vertrinken und vertun, wird aus den Taſchen
ihrer Väter bezahlt. Wie mancher von n, die jetzt das
Vollpumpen als Erziehungsmittel betreiben, Jahre
e Amt und Würden ſich über die V jungerentrüſten!

Eiſenbahnunglück.
Auf der Weſterwaldahn zwiſchen Wilſenroth und Wilmen-

rod ſtieß der von Limburg kommende Perſonenzug mit dem
aus Weſterburg kommenden Perſonenzug zuſammen. ünf
Perſonen ſindtot, ſechs ſchwer verletzt, eine Per
fonen leicht verletzt.

140 000 Zentner Kohlen brennen.
Sett Mittwoch brennt ein 140 000 Zentner Kohlen enthalten

der Schuppen der nſee Kohlenwerke bei Bornag, Bezirk
Leipzig. Die Feuerwehr von Ragifer, Borna Leipzig
arbeiten angeſtrengt, um das Feuer zu löſchen. Auch Militär
wurde zur oJilfeeeſtypa herangezogen. Zurzeit brennt derSchuppen en Als Brandurſache wird gehen an
genommen. Dieſer Rieſenbrand rückt die allgemeine Kohlen-
not erſt noch in die richtige „bengaliſche Beleuchtung“.

Wie man den Wucher überall faſſen ſollte.
Wegen unerlaubter Preisſteigerung, u Wuchers, ordnete

die Staatsanwaltſchaft in Eſſen die Beſchlagnahme der ge
ſamten Warenbeſtände der Firma Schulte-Fiſchedick in Bottrop
(Weſtfalen) an. Dieſes energiſche Vorgehen ſollte überall an-
gewandt werden. Auf dem Schuhwarenmarkte beſteht ganz be
ſonders ein unerhörter Wucher.

Gefängnis für einen Bürgermeiſter.
Der frühere Bürgermeiſter Rudolf Mayer in Lieberoſe hatte

ſich vor der Potsd am er Strafkammer zu verantworten.
Der Angeklagte hat ſeit 1916 fortgeſetzt von Beamten pflicht-
widrig Geſchenke angenommen, in einem Falle von einer ruſſi
ſchen Freifrau von Guttenberg 100 Mk. Sieben weitere Hand-
lungen wurden nicht als pflichtwidrig angeſehen. Die Straf-
kammer erkannte gegen ihn auf ein Jahr Gefängnis
Während der Dauer der Verhandlung war die Oeffentlichkeit
ausgeſchloſſen.

Ein Kellner als Nahrungsmittelfabrikant. Als bezeichnen-
des Beiſpiel für den Verkehr mit Backpulver, wie er ſich jetzt
herausgebildet hat, wird vom Nahrungsmittelamt der Stadt

lauen i. V. die Tatſache feſtgeſtellt, daß vor wenig Tagen
einem „Nahrungsmittelfabrikanten“, der früher Kellner war,
durch eine auswärtige Staatsanwaltſchaft 31 Fäſſer Bacdk-
pulver, die aus rund 60 Prozent Kreide und 13 Prozent
Ala un beſtanden, beſchlagnahmt und ſo dem Verkehr entzogen
worden find.

Wieder zwei Harzhotels geſchloſſen. Der Landrat von Jlſen-
burg verfügte die Schließung von zwei weiteren Hotels. Dem
Hotelbeſitzer Lichtenberg in Jlſenburg iſt der Hotelbetrieb inden Häuſern Prinzeß Jlſe und Rote Forelle vom 15. Septem

ber ab unterſagt.
Die Gas- und Kohlennot hat teilweiſe zu bebördlichen Ver-

ordnungen geführt, die ſich in der Praxis vielfach als undurch-
führbar erwieſen haben. Die einſchneidendſten Eingriffe in
die einzelnen Haushaltungen und die ſchärfſten Strafbeſtim-
mungen gegen deren Verſtoß dürften aber wohl die „Gas und
Heizvorſchriften“ der Stadt Thorn darſtellen. Jn Thorn iſt
die Straßenbeleuchtung vollkommen eingeſtellt,
während die Gasabgabe in der Regel nur an beſtimmten Tages-
zeiten erfolgt, wodurch viele gewerbliche Betriebe teilweiſe ſtill-
gelegt werden. Zur Erſparung von Brennſtoffen dürfen in
der Heizperiode nur die gleichen, übereinanderliegenden Zimmer
geheizt werden. Zuwiderhandlungen werden mit Gefäng-
nis bis zu einem Jahre oder mit zehntauſend Mark
Geldſtrafe geahndet werden.

Heiteres.
Guter Rat. „Wo ißt man Genn eigentlich augenblicklich am

beſten?“ „Jn einem Lokal, das nächſtens polizeilich ge
ſchloſſen wird!“

Eine aufmerkſame Gattin. Poliziſt: „Wie, Frau Müller,
vier Tage iſt Jhr Mann ſchon verſchwunden ja warum
haben Sie das denn nicht gleich gemeldet?!“ Frau

merkt!“ (Jugend.)vKHKGLSSCKHHHHSGGCT-C9-90..

Amtliche Wetteranſage.
Mitgeteilt von der Wetterdienſtſtelle Jlmenau.

e aiwoch, den 19. September: Wolkig, mild, zeitweiſe etwas
egen.
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Freierz bevorſtehenden Zuckerſabrikbetriebs- Abſchnitt, welcher am
Oktober d. J. beginnt, können ſich ſchon jetzt melden.

a

Müller (ſchluchzend): „Ach Gott, ich hab's ja nicht eher be

Zuckerfubtſk uile- Trotha Gebr. Nagel
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